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Ich begrüße Sie herzlich im Namen des
Planerladen e.V. und freue mich sehr, dass
Sie unserer Einladung zum heutigen
Workshop gefolgt sind.

Diesen Workshop führen wir im Rahmen
unseres seit 1997 bestehenden Antidiskri-
minierungsprojektes durch, das vom Mini-
steriums für Generationen, Frauen, Familie
und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen gefördert wird. Der neue Name
des Ministeriums macht uns sehr viel
Freude, da das Anliegen der Integration auf
diese Weise in den Vordergrund gestellt
wurde.

Ziel unseres Projektes ist es, der Dis-
kriminierung von Migranten auf dem
Wohnungsmarkt entgegenzuwirken. Dazu
sind wir auf verschiedenen Ebenen aktiv.

Um die für uns sehr wichtige Fachdis-
kussion voranzutreiben, haben wir bereits
zu Beginn des Projektes 1997 eine Tagung
veranstaltet, bei der es um die Beteiligung
der Migranten im Stadtteil ging. Im Jahr
2003 haben wir einen ersten Experten-
Workshop* durchgeführt, für den wir das
Thema „Diskriminierung im Wohnbereich
bekämpfen. Freizügigkeit von Zuwanderern
sichern.“ zur Überschrift gemacht hatten.
Dort haben wir auch zum ersten Mal die
Methode erprobt, einen begrenzten Kreis
von Experten aus den vier Bereichen
Wohnungswirtschaft, Verwaltung und Mini-
sterien, Wissenschaft sowie aus Migranten-

selbstorganisationen und Migrantenlobby
einzuladen, um gemeinsam auf Augenhöhe
zu diskutieren. Einige von Ihnen waren bei
diesem ersten Workshop schon dabei.

Wir meinen, dass sich diese Methode beim
ersten Workshop sehr bewährt hat, gerade
weil dabei die Perspektiven aller wichtigen
Akteure entsprechend zum Tragen kom-
men. Ein Ergebnis des ersten Workshops
war, dass sich ein zweiter Workshop mit
dem Thema Belegungsstrategien beschäfti-
gen sollte.

Im letzen Herbst haben wir eine
Untersuchung bei Wohnungsunternehmen
zum Thema „Migranten als Mieter, Käufer,
Kunden“ durchgeführt, die eine Grundlage
für den heutigen Workshop bildet. Ich
möchte mich besonders beim Verband der
Wohnungswirtschaft Rheinland Westfalen
und dort in Person bei Frau Roswitha Sinz
bedanken, die uns sowohl bei der Unter-
suchung wie auch beim Zustandekommen
des heutigen Workshops unterstützt hat. 

Ebenfalls möchte ich mich herzlich bei
Herrn Dr. Andreas Kapphan aus dem
Referat der Beauftragten der Bundes-
regierung für Migration in Berlin und bei
Frau Dr. Bettina Reimann vom Deutschen
Institut für Urbanistik (Difu) in Berlin
bedanken, die sich bereit erklärt haben,
den Workshop mit Impulsreferaten zusätz-
lich fachlich zu bereichern.

* Die Dokumentation des 1. Workshops von 2003
kann beim Planerladen e.V. bezogen werden.

Tülin Kabis-Staubach

Frau Kabis-Staubach ist
im Vorstand des
Planerladen e.V. und
betreibt das Architektur-
büro BASTA. 
Sie ist Türkin und lebt 
seit über 20 Jahren in
Deutschland. Bei ihrer
Arbeit stehen häufig die
Anliegen von Migranten
im Blickpunkt. 
Ihr Erfahrungsschatz
umfasst u.a. das
Organisieren von
Bewohnerbeteiligungs-
prozessen bei
Modernisierungs- und
Neubauprojekten oder 
im Rahmen des
Quartiersmanagements
sowie auch Projekte der
nachbarschaftlichen
Konfliktvermittlung oder
der sozialverträglichen
Privatisierung von
Beständen größerer
Wohnungsunternehmen
an die Mieter.

Begrüßung
Tülin Kabis-Staubach
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Migranten auf dem Wohnungsmarkt - 
Bedeutung der Thematik aus Sicht des VdW

Meine verehrten Damen und Herren! Wir als
Verband der Wohnungswirtschaft Rheinland
Westfalen haben die Untersuchung „Mi-
granten als Mieter, Käufer, Kunden“ unter-
stützt und wohlwollend begleitet. Ich möchte
den Dank von Frau Kabis-Staubach an unsere
Mitgliedsunternehmen weitergeben, die an
der Untersuchung teilgenommen haben.

Die Mitgliedsunternehmen des VdW stellen
nur einen Teil des Wohnungsmarktes dar.
Der andere Teil ist zumeist privat vermietet.
Insofern freue ich mich, dass auch Herr Falk
Kivelip vom Landesverband Freier Immobi-
lien- und Wohnungsunternehmen NRW,
mit dem wir eng kooperieren, für einen
weiteren Teil der Wohnungsunternehmen
und Wohnungsvermieter hier anwesend ist. 

Das Thema des heutigen Workshops hat
eine hohe quantitative Bedeutung für uns.
Der Verband hat schon vor einigen Jahren
das Motto „wir werden weniger, grauer und
bunter“ geprägt. Dabei bedeutet „bunter“
nicht nur eine Ausdifferenzierung nach ver-
schiedenen Lebensstilen, sondern auch die
Zunahme von Bewohnern mit Migrations-
hintergrund. Wir wissen, dass überdurch-
schnittlich viele Migranten bei den
Wohnungsgesellschaften wohnen. Vor dem
Hintergrund des demographischen Wan-
dels wird ihr Anteil weiter ansteigen.

Aber das Thema Migranten ist auch und ins-
besondere qualitativ bedeutsam für die Woh-
nungswirtschaft. Damit meine ich nicht, dass
das Thema rein als Problem angesehen wird.
Das ist eine, so hoffe ich, zurückliegende
Sichtweise. Die Wohnungsunternehmen
haben erkannt, dass die Migranten eine

expandierende Kundengruppe sind, die
umworben werden will. 

Bei diesem Thema kommt oft die Frage
nach den „richtigen” Belegungsstrategien
auf. Die Unternehmen möchten stabile
gute Nachbarschaften haben, denn diese
sind attraktiv für weitere Mieter. Es ist in der
Vergangenheit deutlich geworden, dass es
keine Frage von Quotenregelungen ist, son-
dern dass man individuell siedlungsbezo-
gen in den einzelnen Hausgemeinschaften
Lösungen finden muss. 

Wir wissen, dass es keine einfachen
Antworten gibt. Viel Unsicherheit ist noch
vorhanden. Einige unserer Unternehmen
sind Vorreiter, die bereits Erfahrung zum
Thema Belegung sammeln konnten und die
gute Beispiele beschreiben können. Wir
versuchen uns deshalb innerhalb des
Verbandes darüber auszutauschen.

Auch hier und heute erhoffe ich mir
Unterstützung in dieser Diskussion. Der
Verband und ich sind sehr dankbar, dass
dieser Workshop stattfindet und wir sind
gespannt auf die Ergebnisse. Ich wünsche
einen guten Verlauf!

Roswitha Sinz

Frau Sinz leitet beim 
VdW die Abteilung

„Interessenvertretung”,
u.a. mit dem Referat

Wohnungspolitik und 
Stadtentwicklung. Der

Verband hat derzeit 480
Mitgliedsunternehmen in
Nordrhein-Westfalen und

einem Teil von Rheinland-
Pfalz. Ein Großteil der

Unternehmen sind
Genossenschaften, hinzu

kommen Unternehmen
der öffentlichen Hand

sowie industrieverbunde-
ne und kirchliche

Unternehmen.
Zusammengenommen

bewirtschaften die
Unternehmen in

Nordrhein-Westfalen 1,1
Millionen Wohnungen 
in denen 2,8 Millionen
Bewohner leben – ent-

sprechend einem Sechstel
der Bevölkerung des

Landes.

Roswitha Sinz



Generelle Herausforderungen

“Weniger, älter, bunter …”, so lässt sich der
inzwischen wohl den meisten wohnungs-
wirtschaftlichen Akteuren bekannte gene-
relle Tenor der Szenarien für die zu erwar-
tenden sozio-demografischen und sozio-
kulturellen Entwicklungen in unseren
Städten umschreiben. In wenigen Jahren
werden Menschen mit Migrationshinter-
grund in den Städten zumindest in den jün-
geren Alterskohorten eindeutig die
Mehrheit darstellen. In einigen Stadtteilen
oder Quartieren ist dies längst der Fall. Die
Wohnungsunternehmen werden zukünftig
noch stärker gefordert sein, sich auf die
zunehmend ethnisch und kulturell hetero-
gene Zusammensetzung ihrer Bewohner-
schaft einzustellen.

80 % der Migranten in der Bundesrepublik
leben im städtischen Raum. D.h. die aus-
ländische Bevölkerung ist in wesentlich
stärkerem Maße städtisch geprägt als die
deutsche. Verschiedene Forschungsinstitute
wie das Institut für Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung und Bauwesen (ILS)
in Dortmund und das Zentrum für
Türkeistudien an der Universität Duisburg-
Essen weisen darauf hin, dass auf Grund
der räumlich differenzierten Verteilung von
Migranten damit zu rechnen ist, dass der
Anteil der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund in den jüngeren Altersgruppen
im Jahre 2040 in vielen Großstädten über
50 % liegen wird. Hierbei ist zusätzlich
anzumerken, dass im Unterschied zu den
traditionellen Arbeitsmigranten sehr viele
Aussiedler auch in ländlichen Regionen
NRWs leben.
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Migranten als Kunden – Zusammenfassung der
Ergebnisse einer schriftlichen Befragung von
Wohnungsunternehmen in NRW

Prof. Dr. Reiner Staubach
Vorstandsmitglied des Planerladen e.V.,
Dortmund, und Hochschullehrer an der
FH Lippe und Höxter, Höxter

Prof. Dr. Reiner Staubach
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Notwendige Anmerkungen zum 
Untersuchungsansatz

Der Planerladen e.V. führte im Sommer
und Herbst 2004 eine (teil-)standardisierte
schriftliche Befragung der ca. 480 im VdW
Rheinland Westfalen organisierten Woh-
nungsunternehmen zum Thema „Migranten
als Mieter, Käufer, Kunden“ durch. Aktuelle
Untersuchungen oder Umfragen zu dieser
Thematik (insbesondere auch für Nord-
rhein-Westfalen) lagen zu dem Zeitpunkt
nicht vor. 

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen,
dass im Zusammenhang mit ihrem Projekt
„Zuwanderer in der Stadt“ die Schader-
Stiftung und ihre Verbundpartner Anfang
2005 verschiedene Expertisen zur Wohn-
situation und sozial-räumlichen Segre-
gation von Migranten einer breiteren
Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht
haben. Darin findet sich auch eine
Expertise von Arno Mersmann zum Thema
„Migranten in Wohnungsunternehmen.
Wohnungsvergabepraxis und Partizipa-
tionsansätze“, der auf der Grundlage von
qualitativen Erhebungsmethoden (v.a.
Leitfadengespräche) sieben Wohnungs-
unternehmen aus Nordrhein-Westfalen
untersucht hat (vgl. Arno Mersmann:
„Migranten in Wohnungsunternehmen.
Wohnungsvergabepraxis und Partizipa-
tionsansätze” veröffentlicht in: Verbund-
partner „Zuwanderer in der Stadt” (Hrsg.):
Zuwanderer in der Stadt – Expertisen zum
Projekt, Darmstadt 2005, S. 175-215). Im
Ergebnis finden sich zahlreiche Aussagen
der schriftlichen Befragung des Planerladen
e.V. durch diese Expertise in der Tendenz
bestätigt.

Die Unterstützung durch den Verband der
Wohnungswirtschaft Rheinland Westfalen
ermöglichte einen besonders guten Zugang
zu Unternehmen der ehemals gemeinnüt-
zigen und öffentlichen Wohnungswirt-

schaft sowie der genossenschaftlichen
Wohnungsunternehmen. Klar ist also, dass
mit der hier erfolgten Befragung eine be-
sondere, wenn auch für die Wohnungs-
versorgung von Migranten-Haushalten tra-
ditionell sehr wichtige Gruppe der Anbieter
auf dem Wohnungsmarkt in den Blick
genommen wurde. Die Rücklaufquote von
17,5 % kann nach sozialwissenschaftlichen
Standards noch als akzeptabel betrachtet
werden. Tatsächlich ist davon auszugehen,
dass jene Unternehmen, die sich bereits in
Form von Projekten und Maßnahmen mit
dem Thema „Migranten“ auseinanderge-
setzt haben, häufiger geantwortet haben als
solche, bei denen kein besonderes Interes-
se daran besteht. Schließlich ist auch nicht
auszuschließen, dass ein demonstrativ
nach außen möglichst „politisch korrektes
Verhalten“ die Aussagen einiger Unterneh-
men in der Tendenz leicht beschönigt hat.

Der Erkenntnisgewinn der Untersuchung
beschränkt sich weitgehend auf den Aspekt
von „Migranten als Mietern“. Dies erklärt
sich in Bezug auf die im VdW organisierten
Unternehmen vor allem dadurch, dass es
sich meist um jene Wohnungsgesell-
schaften handelt, die bislang in eher gerin-
gem Maße Privatisierungsprozesse betrei-
ben bzw. für Kunden als Käufer von Im-
mobilien Neubaumaßnahmen realisieren.

Betrachtet man die Verteilung der antwor-
tenden Unternehmen nach ihrer Größen-
ordnung und stellt diese der Größenstruk-
tur im VdW Rheinland Westfalen insgesamt
gegenüber, so zeigt sich, dass in der Ten-
denz die größeren Unternehmen in der
Untersuchung stärker vertreten sind. Dies
überrascht nicht, weil bei ihnen eindeutige
Zuständigkeiten für diese Thematik eher zu
erwarten sind als bei den kleineren genos-
senschaftlichen Gesellschaften.

Der Ergebnisbericht zur
zitierten Untersuchung

„Migranten auf dem
Wohnungsmarkt:

Befragung von Wohnungs-
unternehmen zu

»Migranten als Mieter,
Käufer, Kunden«“ 

ist beim Planerladen e.V. 
erhältlich.

Expertisen zum Projekt
»Zuwanderer in der Stadt«
und weitere Quellen zum
Thema Zuwanderung fin-
den sich auf der Website

der Schader Stiftung unter
www.schader-stiftung.de.



Die Befragungsergebnisse 
im Überblick:

Minderheiten werden teilweise zur Mehr-
heit – dennoch bleiben alarmierende Sig-
nale aus!

• Bei der Frage nach der ethnischen
Zusammensetzung der Wohnungsbe-
stände in den befragten Unternehmen
entfallen die meisten Nennungen auf die
türkische Herkunft und, fast gleichauf,
auf die Herkunft aus Osteuropa und
Russland. 

• Der Anteil der Migranten liegt überwie-
gend zwischen 11 % und 21 %. Einzelne
Spitzen erreichen mit bis zu 50 % aber
noch deutlich höhere Anteile. Da aber
davon ausgegangen werden kann, dass
oftmals nur der (an der Nationalität fest-
gemachte) Ausländeranteil genannt
wurde, ist tatsächlich von einem noch
höheren Migrantenanteil in den Be-
ständen auszugehen. Dies verweist dar-
auf, dass in den betreffenden Siedlungen
bzw. Quartieren die ehemalige Minder-
heit teilweise bereits zur Bevölkerungs-
mehrheit geworden ist.
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• Der durch die Befragten wahrgenomme-
ne („gefühlte“) Migrantenanteil liegt
demgegenüber bei durchschnittlich bis
leicht erhöht. Nur knapp ein Zehntel der
Befragten bezeichnen den Migranten-
anteil als hoch bis sehr hoch. Dies kann
als ein Beleg dafür genommen werden,
dass in der subjektiven Wahrnehmung
inzwischen erhebliche Gewöhnungs-
und damit Normalisierungsprozesse
vonstatten gegangen sind.

Nur geringe Unterschiede in der
Wahrnehmung von Migranten als
Kunden erkennbar!

Bei der Frage nach den Unterschieden zwi-
schen Migranten und Deutschen als „Mie-
ter, Käufer, Kunden“ ergibt sich folgendes
ambivalentes Bild:

• Es zeigen sich in der Wahrnehmung
durch die Wohnungsunternehmen deut-
liche Tendenzen in die Richtungen
„schwierig“ sowie „fordernd“. Zu Pro-
blemen führen demnach am ehesten
„Mentalität und Kultur“ sowie die „Spra-
che“ der Migranten. Dies gilt auch im
Hinblick auf die Kriterien „Ordnung und
Sauberkeit“, „Lautstärke und Lärm“ so-
wie die „Nicht-Einhaltung von Regeln“.

• Zwischen „genügsam“ und „anspruchs-
voll“ zeigt sich ein weitgehender Aus-
gleich und bei den Eigenschaften „unbe-
kümmert“ oder „ängstlich“ sowie „infor-
miert“ oder „nicht-informiert“ dominiert
die Aussage, dass keine Unterschiede zu
konstatieren seien.

• Was die „Haushaltsgröße“ sowie die
„Wohn- und Lebensweise“ von Migran-
ten angeht, werden zumindest keine
größeren Abweichungen zu den deut-
schen Mietern/Käufern gesehen. Zu-
gleich unterscheiden sich die „Eigen-
schaften“ des gemieteten bzw. gesuchten
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Wohnraumes „nur mäßig“ von denen
der deutschen Nachfrager. Und auch der
„Standortwunsch“ sowie die „Wohn-
dauer“ weichen eher nicht ab. Die
„Religion“ von Migranten schließlich
führt nach Einschätzung der Befragten
gleichhäufig zu Problemen, wie sie sich
als problemlos darstellt. Demgegenüber
gehen etwaige „besondere Wohnan-
sprüche und Wünsche“ sowie die
„Zahlungsmoral“ von Migranten eher
nicht mit Problemen einher.

• Diese Ergebnisse lassen zunächst auf – in
der Wahrnehmung der befragten
Wohnungsunternehmen – inzwischen
bei Migrantenhaushalten stattgefundene
Anpassungsprozesse schließen. Dies
steht zugleich in einem deutlichen
Gegensatz zu der mitunter vertretenen
These, dass Migranten mit schlechteren
Wohnungsbeständen Vorlieb zu nehmen
gewillt seien oder spezifische Anforde-
rungen an die Ausstattung und Ausge-
staltung des Wohnraumes stellten. Wenn
solche Anforderungen im Einzelfall
tatsächlich artikuliert werden sollten, las-
sen sich diese offenbar in den vorhande-
nen Wohnungs- und Siedlungsbeständen
weitgehend ohne Probleme befriedigen.
Die kaum abweichende „Wohndauer“
belegt überdies, dass der Großteil der
Migranten inzwischen eine klare Bleibe-
Perspektive entwickelt hat.

• In der Tendenz gelten Migranten in den-
jenigen Unternehmen als „schwieriger“,
in denen auch ihr Anteil als höher einge-
schätzt bzw. wahrgenommen wird.
Allerdings zeigt sich zugleich, dass bei
einem geringeren Migrantenanteil die
Antworten über die gesamte Skalen-
breite streuen. Dies lässt vermuten, dass
die Wahrnehmung als „unkompliziert“
oder „schwierig“ auch von negativen
Erfahrungen mit einzelnen Migranten-
haushalten bestimmt sein könnte. Nicht

auszuschließen ist, dass bei einigen
Unternehmen bzw. bei den mit der Be-
antwortung der Frage betrauten Personen
auch Vorurteilsstrukturen im Sinne gene-
reller Vorbehalte gegenüber Migranten
den Ausschlag gegeben haben könnten.

• Insgesamt – und dies ist hervorzuheben –
belegen die Ergebnisse der schriftlichen
Befragung, dass die Wohnungsunter-
nehmen keine im engeren Sinne woh-
nungswirtschaftlichen Probleme mit
„Migranten als Mieter, Käufer, Kunden“
sehen, also – mit Blick auf die einzelnen
Migrantenhaushalte – offenbar auch
keine besonderen unternehmerischen
Risiken für sie damit einhergehen. Die
Wohnungsgesellschaften befürchten
dann vor allem problematische Entwick-
lungen, wenn der Anteil der Mieter mit
wirtschaftlichen und sozialen Problemen
hoch ist.

Mehr Migranten, mehr Projekte

• Im Allgemeinen zeigt sich, dass jene
Unternehmen, die höhere Migranten-
anteile in ihren Siedlungsbeständen auf-
weisen, darauf auch mit spezifischen
Projekten oder Maßnahmen reagiert
haben. Dies könnte bedeuten, dass die
Unternehmen mit steigendem Anteil an
Migranten in ihren Wohnungsbeständen
vermehrt Bereitschaft zeigen, sich den
Realitäten und Notwendigkeiten einer
Einwanderungsgesellschaft zu stellen.
Damit ist zugleich aber keine Aussage
über die Wirksamkeit dieser Projekte
und Maßnahmen verbunden. Es steht
dennoch im Einklang mit dem Ergebnis,
dass jene Unternehmen, die mehrere
Projekte und Maßnahmen angeführt
haben, auch größere Probleme im
Kundenverhältnis mit Migranten benannt
haben. Ein – zumindest in der Wahr-
nehmung der befragten Unternehmen –
wachsender Problemdruck erzeugt

Wohnungsunternehmen
benennen mit Blick auf

Migranten keine im enge-
ren Sinne wohnungswirt-

schaftlichen Probleme. Sie
gehen bei der Vermietung

an Migranten keine
besonderen unternehmeri-

schen Risiken ein.



Unternehmen an, in der einen oder ande-
ren Weise steuernd auf die Zusammen-
setzung der Bewohnerschaft Einfluss neh-
men zu wollen. Die Spannbreite der darauf
bezogenen Maßnahmen ist relativ breit und
verrät damit ein erhebliches Maß an Un-
sicherheit, was die dabei zugrunde zu
legenden Leitbilder sowie die Effektivität
und Treffsicherheit der einzelnen Steu-
erungsansätze angeht. Bei immerhin einem
Drittel finden sich demgegenüber keinerlei
Hinweise auf entsprechende Anstren-
gungen bzw. diesbezüglich eingesetzte
Instrumente. Diese Befunde können sehr
unterschiedlich interpretiert werden:

• Grundsätzlich kann davon ausgegangen
werden, dass – soweit nicht die sich an
den Prioritätenlisten der kommunalen
Wohnungsämter orientierenden Bele-
gungs- bzw. Benennungsrechte im Rah-
men des öffentlich geförderten Woh-
nungsbaus greifen – in großen Teilen der
institutionellen Wohnungswirtschaft eine
einzelfallbezogene („handverlesene“)
Belegung von Wohnungen vorgenom-
men wird. Diese erfolgt – durchaus
wohlmeinend – mit dem Ziel, die „rich-
tige Mischung“ zu finden, um auf diese
Weise „funktionierende Hausgemein-
schaften“ zu ermöglichen oder „überfor-
derte Nachbarschaften“ zu vermeiden.
Entsprechende Bemühungen mögen
zum Teil auf eine gewisse eigene
„Empirie“ im Wohnungsunternehmen
gestützt sein, manchmal eher punktuell,
etwa nach dem „Good will“ einzelner
Hausverwalter oder Vermietungsabtei-
lungen, manchmal aber auch scheinbar
systematisch nach in der Wohnungs-
wirtschaft kursierenden „Faustformeln“
praktiziert werden.

• Daneben wird – ebenfalls mit dem Ziel
der Konfliktvermeidung – mitunter ver-
sucht, eine ethnische Mischung zu ver-
meiden. Als weitergehend gelten kann
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offenbar auch Handlungsdruck. Diese
Responsivität führt aber nicht erkennbar
zu strukturellen Veränderungen in den
Wohnungsunternehmen selbst, was die
Zuständigkeiten oder Mitarbeiterzusam-
mensetzung angeht.

• Der Befund, dass sich in Bezug auf das
Informationsniveau („informiert“ bzw.
„nicht-informiert“) keine erkennbaren
Abweichungen zu deutschen Haushal-
ten ergeben, steht in einem deutlichen
Gegensatz zu dem Ergebnis, dass es
Probleme vor allem mit der „Sprache“
gibt. Folgerichtig haben fast zwei Drittel
der antwortenden Unternehmen auch
darauf bezogene Projekte oder Maß-
nahmen auf den Weg gebracht (v.a.
Übersetzungen). Die Bedeutung der
Sprache als Voraussetzung der Vermitt-
lung von Informationen (z.B. Haus-
ordnung, Mietvertrag) wird trotzdem
teilweise offenbar noch unterschätzt.
Nicht nur bei Neuzuwanderern sondern
vor allem bei den heute älteren
Migranten der ersten Generation – und
wegen ihrer zumeist weniger entwickel-
ten Kontakte zu Vertretern der
Mehrheitsgesellschaft insbesondere bei
Frauen – sind faktisch häufig noch
erhebliche Sprachdefizite festzustellen.
Diese Tatsache lässt sich auch mit dem
auf den ersten Blick verständlichen
Einwand zum Thema Übersetzungen
„Auf keinen Fall, wir setzen auf Inte-
gration“ nicht aus der Welt schaffen.
Gerade mit dem Behörden- und Schrift-
Deutsch haben bekanntlich nicht nur
„Ausländer“ Probleme – diese aber
sicherlich in erhöhtem Maße.

Sozial-räumliche Steuerungsansätze

Eine besondere Aufmerksamkeit richtete
sich auf die Frage nach Ansätzen des Bele-
gungsmanagements im Bestand. So gibt der
überwiegende Teil der antwortenden

Die Übersetzung von
wichtigen Schriftstücken
wie Mietverträgen oder
Hausordnungen wird von
vielen Unternehmen prak-
tiziert. Dies ist angesichts
der teilweise vorhandenen
Sprachdefizite seitens der
Migranten sehr zu
begrüßen.
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hier der Ansatz, in einzelnen Teilen des
Wohnungsbestands, also kleinräumlich,
ethnisch homogene Nachbarschaften zu
tolerieren, wenn eine entsprechende
Nachfrage in der zugewanderten Be-
wohnerschaft erkennbar wird. Ein
Unternehmen, das seine Bestände er-
klärtermaßen ausschließlich ethnisch
homogen vermietet, findet sich aller-
dings nicht.

• Durchaus interpretationswürdig sind
auch fehlende Hinweise auf Ansätze der
Belegungssteuerung ebenso wie die
Verneinung solcher Bemühungen. Be-

deutet dies nun, dass das jeweilige
Unternehmen hier vollkommen untätig
bleibt? Entspringt dies gar der Einsicht
oder der Erfahrung, dass solche Ansätze
relativ wirkungslos bleiben? Oder finden
sich unter den die Frage verneinenden
Unternehmen auch solche, die den
impliziten Ansprüchen an ein „politisch
korrektes Verhalten“ gerecht werden
wollen und deshalb eher Zurückhaltung
an den Tag legen, wenn es um die
Benennung und Offenlegung bestehen-
der Belegungspolitiken geht?

Wahrnehmung von Migranten in den befragten Wohnungsunternehmen 
(im Vergleich zu einheimischen deutschen Mietern):

Wahrgenommene Unterschiede zwischen Migranten und deutschen Mietern

Spezifische Eigenschaften von Migranten, die im Kundenverhältnis zu Problemen führen können

Thema

Haushaltsgröße X

Wohn- und Lebensweise X

Wohndauer X

Standortwunsch X

Weicht 
eher ab

Weicht
eher nicht ab

Antworten
uneinheitlich

Thema

Mentalität und Kultur X

Sprache X

Einhaltung von Regeln X

Zahlungsmoral X

Besondere Wohnansprüche und -wünsche X

Religion X

Führt eher zu
Problemen

Führt eher nicht
zu Problemen

Antworten
uneinheitlich

Quelle: Eigene Erhebungen
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Sehr geehrte Damen und Herren, die fol-
genden Empfehlungen zur stadträumlichen
Integrationspolitik geben nicht allein meine
persönliche Meinung wieder, sondern stel-
len eine Zusammenfassung der Empfeh-
lungen zur stadträumlichen Integrations-
politik dar, die durch das Verbundprojekt
„Zuwanderer in der Stadt“ erarbeitet wur-
den. 

Partner in diesem Projekt, das vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung
im Programm „Bauen und Wohnen im 21.
Jahrhundert“ gefördert wird, sind die
Darmstädter Schader-Stiftung, der Bun-
desverband deutscher Wohnungsunter-
nehmen, der Deutsche Städtetag sowie das
Deutsche Institut für Urbanistik, Berlin und
das Institut für Wohnungswesen, Immo-
bilienwirtschaft, Stadt- und Regionalent-

wicklung, Bochum. Das Projekt ruht auf
zwei Säulen, einem Expertenforum aus
Praktikern und Wissenschaftlern und dem
so genannten Praxis-Netzwerk aus lokalen
und regionalen Akteuren der Kommunen
und Wohnungswirtschaft der Städte Berlin,
Essen, Frankfurt am Main, Hamburg,
Hannover, München und Nürnberg. 

Das Expertenforum hat im Jahr 2004
„Empfehlungen zur stadträumlichen Inte-
grationspolitik“ erarbeitet. Aufgabe der am
Projekt beteiligten Städte und Wohnungs-
unternehmen ist es nun, die Empfehlungen
auf die jeweils lokalen Zusammenhänge zu
übertragen, um die kommunale und woh-
nungswirtschaftliche Praxis der sozialräum-
lichen Integration von Zuwanderern weiter
zu entwickeln. Ziel des Projektes ist die
Erarbeitung von allgemeingültigen Maß-
nahmen zur Beförderung der sozialräumli-
chen Integration.

14

Empfehlungen 
zur stadträumlichen Integrationspolitik

Dr. Bettina Reimann
Deutsches Institut für Urbanistik (Difu),
Berlin

Informationen zum 
angesprochenen
Verbundprojekt finden
sich unter:
www.zuwanderer-in-der-
stadt.de.

Dr. Bettina Reimann
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Ich möchte Ihnen im Folgenden den sozia-
len und gesellschaftlichen Hintergrund
kurz skizzieren, der die Aktualität des
Projektes unterstreicht. Ein Blick auf die
demographische Entwicklung in Deutsch-
land zeigt, dass der Anteil der Bevölkerung
mit Migrationshintergrund wächst. Gegen-
wärtig leben mehr als 7,3 Millionen
Ausländerinnen und Ausländer in Deutsch-
land. Rechnet man die Gruppen der
Aussiedler und der inzwischen Einge-
bürgerten sowie die der illegal sich hier
aufhaltenden Zuwanderer dazu, beträgt die
Zahl der Personen mit Migrations-
hintergrund rund 13 Millionen und damit
etwa 16 % der Gesamtbevölkerung. 

Zuwanderer verteilen sich räumlich nach
Bundesländern und Städten sehr unter-
schiedlich. Sie leben vor allem in Groß-
städten – z.B. Frankfurt am Main und Stutt-
gart – und in Ballungsregionen, in denen
der Anteil von Migranten über 30 % liegt.
Die Stadtgesellschaft wird kulturell und eth-
nisch heterogener, aber auch die sozio-
ökonomischen Ungleichheiten zwischen
den Zuwanderergruppen sowie zwischen
der zuwandernden und der deutschen
Bevölkerung nehmen zu. Die Arbeits-
losigkeit von Ausländern liegt seit vielen
Jahren doppelt so hoch wie die der deut-
schen Bevölkerung. Darüber hinaus sind
Zuwanderer auch auf dem Wohnungsmarkt
benachteiligt. So ist die Wohneigentums-
quote von Ausländern deutlich geringer als
von Deutschen, Ausländer leben beengter
als Deutsche und die Wohnungen von Zu-
wanderern sind häufig schlechter ausgestat-
tet, jedoch nicht preiswerter als die deut-
scher Mieter. Dies bedeutet, dass die
Integrationsanforderungen an die Kommu-
nen und Wohnungsunternehmen wachsen,
zugleich sinken jedoch ihre Steuerungs-
möglichkeiten. Stichworte hierfür sind die
Finanznot der Kommunen sowie die sin-
kende Anzahl der kommunalen Wohnungs-
bestände. 

Realität und auch Normalität in vielen
Großstädten ist eine sozialräumliche
Ausdifferenzierung und Segregation – das
heißt eine räumliche Abbildung sozialer
Ungleichheiten – der Wohnbevölkerung
nach Herkunft, Ethnie, sozialer Lage und
Lebensstil. Dies ist normal und wird allge-
mein nicht als Problem bezeichnet, wenn es
freiwillig geschieht; das heißt, wenn
Personen ähnlichen Lebensstils und ähnli-
cher Milieus, z.B. Künstler, Studenten, junge
Familien, ein Wohngebiet einem anderen
vorziehen. In der aktuellen Diskussion wer-
den jedoch Gebiete, in denen Zuwanderer
in hoher Anzahl leben, zunehmend als
Problem angesehen, da diese Gebiete in der
Öffentlichkeit und in den Medien zuneh-
mend als integrationshemmend und als
Ausdruck für Desintegration gewertet wer-
den. Weit verbreitet ist nach wie vor die
normative Annahme, dass soziale und eth-
nische Mischung auf städtischer und
Quartiersebene gut ist und die Integration
fördert. Prägend hierfür sind das Leitbild der
„gesunden sozialen Mischung“ und die
Maxime der Vermeidung ethnisch homoge-
ner Stadtteile. 

Das Projekt „Zuwanderer in der Stadt“
nimmt diese Diskussion zum Ausgangs-
punkt und bearbeitet die Möglichkeiten
sozialräumlicher Integration von Zuwan-
derern in Deutschland unter den Bedin-
gungen der sozialräumlichen Segregation.
Es diskutiert die Frage, was Kommunen und
Wohnungsunternehmen dazu beitragen
können, um die Integration von Zuwan-
derern vor Ort zu verbessern. Damit ver-
sucht das Projekt einen Perspektiven-
wechsel einzuleiten, der ethnische Segre-
gation nicht per se bewertet oder abwertet,
sondern die Vorteile (wie integrationsför-
dernde Netzwerke, ethnische Ökonomie)
und Nachteile (Gefahr sozialer Margina-
lisierung und Abschottung) ethnisch segre-
gierter Gebiete für Zuwanderer und
Neuzuwanderer diskutiert. Integration und

Zuwanderer sind auf dem
Wohnungsmarkt benach-

teiligt: Sie leben im
Durchschnitt beengter und

in schlechter ausgestatte-
ten Wohnungen als

deutschstämmige Mieter.
Dennoch zahlen Sie im
Schnitt höhere Mieten.

Die Wohneigentumsquote
von Ausländern liegt 

deutlich unter der von
einheimischen Deutschen.
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Segregation stehen damit nicht notwendig
im Widerspruch zueinander. 

Die Empfehlungen stellen das Wohn-
quartier in den Fokus aller Maßnahmen zur
Beförderung der sozialräumlichen Inte-
gration. Maßnahmen, Aktivitäten und
Mittel sollen auf ausgewählte Gebiete kon-
zentriert werden. Für die Integrations-
leistungen der Quartiere sind verschiedene
Handlungsfelder relevant, für die Maß-
nahmen zu entwickeln und umzusetzen
sind. Folgende Handlungsfelder und mögli-
chen Maßnahmen sind von besonderer
Bedeutung.

Bildung und Spracherwerb vor Ort 

Um Kindern und Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund die Möglichkeit zu geben,
gleichberechtigt an Schul- und Berufs-
ausbildung teilzunehmen, muss ein
Schwerpunkt der kommunalen Integra-
tionspolitik in der schulischen und sonsti-
gen Bildungsförderung liegen. Mögliche
Maßnahmen in diesem Handlungsfeld sind
unter anderem der Ausbau weiterführender
Schulen im Quartier, vorschulischer
Sprachunterricht, Hausaufgabenhilfen und

schulische Förderangebote, der Ausbau von
Schulen zu Stadtteilschulen und zu Bürger-
zentren sowie berufliche Qualifizierungs-
angebote an Schulen.

Migranten-Ökonomie

Die Integrationsfunktion der Migranten-
Ökonomie im Quartier ergibt sich am deut-
lichsten in Bezug auf den Arbeitsmarkt. Im
Erfolgsfall garantiert sie den Unternehmern
selbst sowie dort Auszubildenden und
Angestellten die Teilnahme am Erwerbs-
leben und die Unabhängigkeit von staatli-
chen Transferleistungen. Außerdem haben
die Läden der Migranten als Anlauf- und
Informationsstellen häufig eine Brücken-
funktion zwischen Zugewanderten und
Neuzuwanderern sowie zwischen Mi-
granten und deutscher Bevölkerung. Das
Potenzial der ethnischen Ökonomie ist
daher gezielt zu stärken unter anderem
durch eine kommunale Wirtschafts-
förderung, die ethnische Existenzgründer
und Ausbildungsverbünde ausländischer
Unternehmen – und damit die Schaffung
von Arbeits- und Ausbildungsplätzen für
Zuwanderer vor Ort – unterstützt. 

Teilhabe- und
Mitwirkungsmöglichkeiten

Um die gesellschaftliche Teilhabe der Zu-
wanderer zu fördern und sie als gleichbe-
rechtigte Bürger auch in die Gestaltung des
Quartiers einzubeziehen, sind die Partizi-
pationsmöglichkeiten durch niedrigschwel-
lige Beteiligungsangebote, die vor Ort
gemacht werden und den Bedürfnissen der
Zuwanderungsgruppen Rechnung tragen,
zu verbessern. 
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Sicherheitsempfinden 
im Quartier erhöhen

Die Beeinträchtigung des Sicherheitsem-
pfindens bei Bewohnern im Quartier wirkt
integrationshemmend. Das Unsicherheits-
gefühl kann durch bauliche Maßnahmen,
z.B. durch die Verbesserung der Be-
leuchtung, die Beseitigung von Sichthin-
dernissen, die bauliche Abgrenzung von
privatem, halböffentlichem und öffentli-
chem Raum verkleinert werden. Das
Sicherheitsempfinden der Bewohner wird
zudem durch personelle Maßnahmen, wie
die Präsenz von Hausbetreuern und Polizei
bzw. Kontaktbereichsbeamten, verbessert.

Freiräume zur Nutzung schaffen

Die Qualität des Zusammenlebens und
damit auch die Stimmung im Quartier hän-
gen von der Gestaltung des Wohnumfeldes
und des öffentlichen Raums ab. Öffentliche
Räume und Plätze sind daher so zu gestal-
ten, dass sie zur Begegnung einladen.
Gemeinschaftsräume mit gleichberechtig-
tem Zugang für Menschen mit unterschied-
lichen Interessen und Gewohnheiten sind
zur Verfügung zu stellen. Sie sollten mög-
lichst in Eigenverantwortung der Nutzer
gepflegt und betrieben werden. 

Nutzungsmischung im Quartier

Nutzungsgemischte Quartiere bieten häufig
bessere Bedingungen für die Integration als
monofunktionale Großwohnsiedlungen.
Die Funktion von gemischt genutzten
Stadtteilen als „Brücken“ in die Aufnahme-
gesellschaft gilt es durch Maßnahmen, die
die Mischung von Wohnen und Gewerbe
gewährleisten und darauf zielen, neue
Bevölkerungsgruppen für die Quartiere zu
gewinnen, zu befördern.

Städtebau, Architektur und 
soziales Zusammenleben

Die negativen Zuschreibungen, mit denen
Wohnsiedlungen zu kämpfen haben, wir-
ken auf die Bewohner zurück und erschwe-
ren den Integrationsprozess. Das Image der
Quartiere und die Identifikation der Be-
wohner mit dem Wohnumfeld können
durch bauliche Maßnahmen an den Ge-
bäuden und in der Wohnumgebung, den
Ausbau der sozialen Infrastruktur und die
Einrichtung von Mietergärten verbessert
werden.

Wohneigentumsbildung

Die Bildung und Förderung von Wohn-
eigentum kommt der Aufstiegsorientierung
vieler Zuwanderer entgegen. Darüber hin-
aus unterstützt das Wohneigentum die
Identifikation mit dem Quartier sowie das
Verantwortungsbewusstsein für den Zu-
stand der Wohnung, des Wohngebäudes
und der Wohnumgebung. Maßnahmen und
Programme, die die Wohneigentumsbil-
dung von Zuwanderern erleichtern und
befördern, sind zu entwickeln.
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Bei der Umsetzung der Empfehlungen des
Expertenforums sollten die Städte und
Wohnungsunternehmen folgende Grund-
sätze beachten: 

• Integrationsmaßnahmen müssen auf
Dauer angelegt sein, da Integration ein
andauernder Prozess ist. 

• Maßnahmen der Stabilisierung und
Integration im Wohnquartier müssen
frühzeitig und damit präventiv einsetzen.

• Integration vor Ort ist eine Quer-
schnittsaufgabe. Auf städtischer Ebene
sind ganzheitlich angelegte und ämterü-
bergreifende Konzepte erforderlich. 

• Auf Quartiersebene sollten quartiersbe-
zogene Netzwerke zwischen den Maß-
nahmeträgern und den sonstigen
Akteuren gebildet und gefördert werden.

• In den Stadtverwaltungen und bei den
Wohnungsunternehmen sollten im
Rahmen der Personalentwicklung ver-
mehrt Mitarbeiter mit Migrationshinter-
grund beschäftigt werden und die

Mitarbeiter interkulturell geschult wer-
den.

• Soziale Dienstleistungen für Zuwanderer
sollten stärker als bisher auf deren spezi-
fische Bedarfe ausgerichtet werden. 

• Die Selbstorganisation von Zuwanderern
ist zu stärken. Die enge Zusammenarbeit
zwischen Kommunen, den Trägern sozi-
aler Maßnahmen und ethnischen Ver-
einigungen ist anzustreben. 

• Eine wichtige Voraussetzung für Selbst-
organisation der Zuwanderer und
gemeinschaftsbildende Aktivitäten ist die
Bereitstellung geeigneter Räumlichkeiten
im Quartier.

• Die türkischen Zuwanderer stellen zwar
neben den Aussiedlern die größte
Zuwanderergruppe, aber ihr Anteil an
der Gesamtheit der Zuwanderer ist rück-
läufig. In Anbetracht der wachsenden
Heterogenität der Zuwanderergruppen
ist es dringend erforderlich, den Kennt-
nisstand über den kulturellen und sozia-
len Hintergrund neuer Zuwanderer-
gruppen zu erweitern und vermehrt
Angebote für unterschiedliche Gruppen
bereitzustellen. 

Reaktionen aus den Kommunen
und Wohnungsunternehmen

Auf Seiten der Kommunen und Wohnungs-
unternehmen bestehen insbesondere mit
Blick auf das Thema Segregation Un-
sicherheiten. In den Köpfen vieler steht
Segregation einseitig und negativ für eth-
nisch homogene Gebiete. Von der Heraus-
forderung der „Integration trotz Segre-
gation“ sind viele Kommunen und Woh-
nungsunternehmen überfordert. Sie verste-
hen diese mancherorts als Rückzug der
Politik, als Resignation vor den Heraus-
forderungen der Zuwanderung und als

v.r.n.l.:
Dr. Andreas Kapphan,
Ulrich Kraus,
Helmut Lierhaus
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Aufgabe der benachteiligten Gebiete.
Bislang muss festgestellt werden, dass zwi-
schen wissenschaftlichen Positionen zur
sozialräumlichen Segregation und einer
darauf aufbauenden Integrationspolitik
einerseits und Positionen der Wohnungs-
wirtschaft und der Kommunen andererseits
eine Kluft besteht. An vielen Stellen sind in
der Diskussion Differenzierungen dringend
erforderlich. Beispielsweise wird bislang zu
wenig beachtet, dass Integrationsprobleme
bei weitem nicht nur ethnisch, sondern
ganz wesentlich auch sozial bedingt sind.
Vielleicht besteht die größte Herausfor-
derung derzeit darin, einen Kommuni-
kationsprozess über Chancen und Perspek-
tiven der sozialräumlichen Integration zwi-
schen Akteuren mit unterschiedlichen In- Innenhof Uhlandstraße, Dortmund-Nordstadt

teressen in Gang zu setzen. Dieser könnte
den Weg ebnen, sich den Heraus-
forderungen der Realität und des Alltags in
den Städten zu stellen und darauf aufbau-
end neue Perspektiven, auch ungenutzte
Potentiale, zu erschließen.



20

Wohnen und Integrationspolitik

Die Wohnbedingungen sind ein wesentli-
ches Merkmal zur Beschreibung der sozia-
len Lage der Bevölkerung, denn sie spielen
eine entscheidende Rolle für die Gesund-
heit und das Wohlbefinden von Individuen.
Die schlechte Wohnungsversorgung von
Ausländerinnen und Ausländern wird seit
langer Zeit in Sozialberichten und wissen-
schaftlichen Untersuchungen dokumen-
tiert. Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) stellte 2001 fest, dass
Ausländer auf dem Wohnungsmarkt
benachteiligt sind (Wochenbericht des
DIW 30/2001). 

In den vergangenen Jahren hat sich die
Ausstattung der Wohnungen von deutschen
und ausländischen Haushalten weitgehend
angeglichen. Bei der Ausstattung mit Bad
und WC ergeben sich heute keine Unter-
schiede mehr, das Ausstattungsmerkmal
Zentralheizung ist bei Ausländern nach wie
vor etwas seltener. Diese Verringerung der
Unterschiede bei den Ausstattungsmerk-
malen der Wohnungen geht vor allem auf
die Sanierung von Altbaugebieten und die
verstärkte Belegung der Wohnungen des
sozialen Wohnungsbaus mit Zuwanderer-
haushalten zurück. 

Unterschiede in der Wohnungsversorgung
zeigen sich vor allem in der Wohndichte
bzw. der Belegung von Wohnraum: Die
durchschnittliche Wohnfläche ausländi-
scher Haushalte ist mit 74 qm deutlich
geringer als jene von deutschen Haushalten
(90 qm). Da ausländische Haushalte im
Durchschnitt größer als deutsche Haushalte
sind (2,7 vs. 2,1 Personen), verfügen Aus-

Integrationspolitik und Wohnen 

Dr. Andreas Kapphan
Referent der Bundesbeauftragten für Migration, 
Flüchtlinge und Integration,
Berlin

Dr. Andreas Kapphan
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länder im Durchschnitt nur über 27 qm pro
Person (Deutsche: 43 qm). In der Folge
leben ausländische Haushalte häufiger in
Überbelegung: Unter den Zuwanderinnen
und Zuwanderern, die von Einkommens-
armut betroffen sind, lebt im Jahre 2003
jede dritte Person (34 %) in beengten
Wohnverhältnissen. Unter den restlichen
(nicht armen) Zuwanderern ist dies jedoch
immer noch jede vierte Person (24 %).
Beengte Wohnverhältnisse sind bei Zuwan-
dererhaushalten also nicht nur durch
Einkommensarmut begründet (vgl. Tucci,
Ingrid/Wagner, Gert G.: Einkommensarmut
bei Zugewanderten überdurchschnittlich
gestiegen, in: DIW-Wochenbericht Nr.
5/2005). 

Die großen Unterschiede in den verfügba-
ren Wohnflächen zwischen Deutschen und
Ausländerinnen und Ausländern resultieren
vor allem aus dem unterschiedlichen Grad
der Eigentumsbildung. Mietwohnungen
haben eine deutlich geringere Flächenaus-
stattung als das selbst genutzte Eigentum. In
der Folge haben deutsche Haushalte um 20
% größere Wohnflächen als ausländische
Haushalte. Die Eigentumsbildung bei
Migranten hat jedoch eine zunehmende
Bedeutung. Während 1995 nur 6 % der
Ausländer Wohneigentum hatten, stieg der

Anteil zum Jahr 2002 auf 15,5 %. Die
Eigentumsbildung hat günstige Effekte auf
die Absicherung im Alter als auch bei
Krankheit und Erwerbslosigkeit. Ein hoher
Eigentümeranteil wird in benachteiligten
Quartieren mit hoher Mobilität auch als
stabilisierender Faktor diskutiert. 

v.r.n.l.:
Jürgen Schmidt,

Prof. Dr. Peter Hansen,
Prof. Dr. Reiner Staubach,

Jochen Köhnke

Bewohnte Wohneinheiten in Wohngebäuden nach Belegung und Fläche
im Jahr 2002

Alle Haushalte 89,6 2,2 41,6

Deutsch 90,4 2,1 42,6

Nichtdeutsch 74,4 2,7 27,1

Fläche pro
Wohneinheit 

in qm

Personen je
Wohneinheit

Fläche pro Person 
in qm

Staatsangehörigkeit 
der Bezugsperson

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus
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Diskriminierung beim Zugang 
zu günstigen Wohnungen

Trotz der insgesamt schlechteren Wohn-
versorgung zahlen ausländische Familien
höhere Mieten im Vergleich zu deutschen
Familien. Die durchschnittliche Kaltmiete
von Haushalten mit ausländischem Haus-
haltsvorstand lag im Jahr 2002 bei 422
Euro, gegenüber 407 Euro bei deutschen
Haushalten. Insgesamt 28,4 % der deut-
schen Haushalte aber nur 23,4 % der aus-
ländischen Haushalte wohnten im Jahr
2002 in einer Wohnung, deren Kaltmiete
unter 300 Euro liegt. Dagegen mietet unter
deutschen wie unter ausländischen Haus-
halten jeder Achte eine Wohnung mit einer
Kaltmiete von 600 Euro und mehr. 

Am deutlichsten fallen die Unterschiede
der Durchschnittsmieten bei den Haus-
halten mit einem mittleren Einkommen aus:
Deutsche Haushalte mit einem Netto-
einkommen zwischen 1.100 und 2.000
Euro zahlen im Durchschnitt monatlich
382 Euro für ihre Wohnung, ausländische
Haushalte mit gleichem Einkommen über
8 % mehr (414 Euro). Entsprechend höher
ist auch die durchschnittliche Mietbe-
lastung der Haushalte im Verhältnis zu den
Haushaltseinkommen. 

In den vergleichsweise hohen Mietpreisen
für Ausländerhaushalte deuten sich diffe-
renzierende und diskriminierende Ver-
mietungspraktiken der Akteure des Woh-
nungsmarktes an, die deutschen Haus-
halten die günstigen Wohnungen reservie-
ren und einen Teil der Ausländerinnen und
Ausländer dazu zwingen, vergleichsweise
teure Wohnungen anzumieten. Bis heute ist
es in attraktiven städtischen Lagen für
Zuwanderinnen und Zuwanderer schwieri-
ger als für Deutsche, eine Wohnung zu
bekommen. Daher spielen Diskriminie-
rungen und Benachteiligungen beim Zu-
gang zu Wohnraum auch eine wesentliche
Rolle für die räumliche Verteilung. 

Soll Segregation bekämpft 
oder gefördert werden?

Zuwanderer konzentrieren sich besonders
stark in den von Armut, Arbeitslosigkeit und
Sozialhilfebezug betroffenen Gebieten.
Diese Segregation ist in der unterschiedli-
chen sozialen Lage von Ausländern begrün-
det und in den Praktiken von Bevorzugung
und Diskriminierung auf den Wohnungs-
märkten. Zuwanderer sind in besonders
hohem Maße von Arbeitslosigkeit und
Armut betroffen und sie leben häufig in
Quartieren, die aufgrund fehlender
Ressourcen auch als benachteiligende
Quartiere bezeichnet werden. „Auslän-
derviertel“ und Armutsgebiete sind daher
meist identisch.

Aus der Konzentration städtischer Armut
ergibt sich ein hoher sozialpolitischer
Handlungsbedarf. Denn es besteht die
Gefahr, dass die soziale Benachteiligung an
die heranwachsende Generation weiterge-
geben wird. Die Kinder und Jugendlichen
in diesen Quartieren wachsen in einer
Umgebung auf, in der Armut normal ist.
Diese Quartiere werden in der öffentlichen
Wahrnehmung oft als Problem gesehen,
dabei erfüllen sie für Zugewanderte auch

v.l.n.r.:
Melanie Kloth,
Dr. Spyros Marinos,
Erkan Kara
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wichtige integrative Funktionen. Die
Potenziale der Zuwanderer und der Wohn-
gebiete werden in der aktuellen Debatte
nur selten betrachtet. 

Aus Sicht der Beauftragten sollte daher
weniger die Konzentration von Zugewan-
derten als vielmehr die Folgen der Kon-
zentration von Armut und sozialer
Benachteiligung in den Stadtteilen aktiv
bekämpft werden. Hierfür sollten die Mi-
granten und ihre Organisationen als Partner
einbezogen und die damit verbundenen
Potenziale aktiver genutzt werden. Dies
entspricht auch den von den Ver-
bundpartnern „Zuwanderer in der Stadt“
erarbeiteten „Empfehlungen zur stadträum-
lichen Integrationspolitik“. Diese gehen
davon aus, dass die räumliche Kon-
zentration von Zugewanderten letztlich
nicht zu verhindern sei und auch nicht ver-
hindert oder behindert werden solle.
Gleichwohl dürfe die räumliche Segre-
gation nicht zum Integrationshemmnis wer-
den. 

Die Expertengruppe des Projektes „Zu-
wanderer in der Stadt“ bei der Schader-
Stiftung hat auch deutlich gemacht, dass
die Stadtplanung und die Wohnungsbau-
gesellschaften keine Instrumente besitzen,
um einmal entstandene Segregation einfach

wieder aufzulösen. Viel einfacher ist die
Ansiedlung neuer Migranten zu steuern,
wie dies in Münster geschieht. Die grund-
sätzliche Begrenzung des Zuzugs von
Einwanderern in bestimmte Quartiere,
wenn dort eine bestimmte Ausländerquote
erreicht ist, ist jedoch rechtlich nicht mög-
lich, da dies eine erhebliche Diskrimi-
nierung darstellen würde. Das Operieren
mit Zuzugssperren ist in vielen europäi-
schen Städten in der Vergangenheit ge-
scheitert. 

Das von vielen Wohnungsbaugesell-
schaften propagierte und durchgeführte
Belegungsmanagement bei der Vermietung
von Wohnungen ist in der Regel mit
Hürden für Zuwanderer beim Zugang zu

Falk Kivelip

Hauptmieterhaushalte nach Mietbelastung in reinen
Mietwohneinheiten in Gebäuden mit Wohnraum (ohne Wohnheime)

im Jahr 2002 (Angaben in Prozent)

Alle Haushalte 14,8 35,8 25,5 23,9 22,7

Deutsch 15,1 35,9 25,5 23,5 22,6

Nichtdeutsch 12,2 33,4 25,9 28,4 24,3

Unter 15 15-25 25-35 35 u. mehr
Durchschnittliche

Mietbelastung

Staatsangehörigkeit 
der Bezugsperson

Miete in % des Nettoeinkommens

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus
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Wohnraum verbunden. Daran ändert auch
die Absicht nichts, diese Maßnahmen im
Sinne der Zuwanderer und ihrer Integration
zu ergreifen. Es gibt bisher keine wissen-
schaftlichen Belege dafür, dass die
Segregation von Zuwanderern die Inte-
gration grundsätzlich erschwert oder für die
soziale Lage verantwortlich ist. Bisher fehlt
auch die Kenntnis über die Variablen, die
eine funktionierende Mischung im
Wohnungsbestand garantiert. Da die
erwünschte „soziale Mischung“ aber als
„ethnische Mischung“ operationalisiert
wird, führt sie in der Realität zu einer
Diskriminierung von Zuwanderern. 

Die Diskriminierung auf dem Wohnungs-
markt ist nach der Antirassismusrichtlinie
der EU (RL 2000/43/EG) auch ohne die
Verabschiedung eines deutschen Anti-
diskriminierungsgesetzes (ADG) verbind-
lich verboten. Nach dem bisher vorliegen-
den Entwurf des ADG soll bei der
Wohnraumbewirtschaftung eine unter-
schiedliche Behandlung von Personen zur
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler
Bewohnerstrukturen und ausgewogener
Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller
Verhältnisse zulässig sein. Diese Ergänzung

des Gesetzentwurfs ist von den Verbänden
der Wohnungswirtschaft eingefordert wor-
den. 

Das Ziel der Schaffung sozial stabiler
Bewohnerstrukturen ist auch nach Ansicht
der Integrationsbeauftragten legitim. Es
muss jedoch gewährleistet sein, dass dieses
Ziel auch ohne die Diskriminierung nach
ethnischer Herkunft erreicht wird.
Entscheidend ist, wie das Ziel der ausgegli-
chenen wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Verhältnisse interpretiert wird und
ob eine Diskriminierung nach ethnischer
Herkunft tatsächlich in dieser Weise
gerechtfertigt werden kann. Die Formu-
lierung setzt nach unserer Auffassung
jedenfalls das Verbot der Benachteiligung
nach ethnischer Herkunft nicht außer Kraft
sondern kann es lediglich relativieren. 

Politischer Handlungsbedarf

Für die Kommunalpolitik und die Woh-
nungswirtschaft bedeutet dies in erster
Linie, dass sie lernen muss, mit den Armuts-
und Ausländerkonzentrationen umzugehen
und auch die Instrumente und Maßnahmen
den gesellschaftlichen und rechtlichen
Realitäten anzupassen. Wir haben keine
effektiven (und rechtmäßigen) Instrumente,
die Konzentrationen von Zuwanderern
erheblich zu vermindern oder zu verhin-
dern. Aber wir können eine Stadtpolitik
machen, die den sozialen und kulturellen
Differenzierungen unserer Gesellschaft an-
gemessen ist und die gesellschaftlichen
Realitäten der Einwanderungsgesellschaft
anerkennt. 

Wenn Zuwanderer geringere Chancen auf
dem Wohnungsmarkt als andere Bewohner
haben, so muss eine Integrationspolitik das
Ziel verfolgen, dieses Chancendefizit aus-
zugleichen. Unsere Gesellschaft kann es
sich nicht leisten, diese Gebiete und ihre
Bewohner zu vernachlässigen. Daher müs-

Dr. Walid Hafezi
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sen wir mit höchster Priorität in diesen
Quartieren und in die dortigen staatlichen
Institutionen investieren und die Teilhabe
und Partizipation der dort lebenden
Bewohner verbessern. Wir brauchen zum
Beispiel besonders gute Schulen und
Jugendeinrichtungen in diesen Quartieren,
eine besonders intensive Förderung von
Familien und kleinen Kindern, eine beson-
ders qualifizierte Förderung der beruflichen
Ausbildung und der lokalen Wirtschaft. 

Für die Förderung der Integration im
Wohnbereich heißt das konkret: (erstens)
den Abbau von Diskriminierungen nach
ethnischer Zugehörigkeit, Religion bzw.
Weltanschauung bei der Wohnungssuche,
(zweitens) die Förderung des sozialen
Aufstiegs und der Wohneigentumsbildung
von Zuwanderern, und (drittens) die
Unterstützung und Förderung von benach-
teiligten Wohnquartieren.

Deutschland begreift sich erst seit einigen
Jahren als Einwanderungsland. Eine syste-
matische Integrationspolitik hat es in den
vergangenen 50 Jahren nicht gegeben. Es ist
eine große Herausforderung für die Zu-
kunft, diese Integrationspolitik zu formulie-
ren und ihre Umsetzung zu begleiten.
Dabei sind Irrwege wahrscheinlich unver-

meidlich. Wir müssen eine breite gesell-
schaftliche Auseinandersetzung über die
Ziele und Erfolge der Integrationspolitik
führen und diese gesellschaftliche Moder-
nisierungspolitik gegen die Ansprüche bis-
her privilegierter Bevölkerungsgruppen ver-
teidigen. 

v.r.n.l.:
Isa Karatas,

Dr. Andreas Kapphan,
Ümit Kosan

Haushalte nach Eigentümerstruktur der Wohneinheit
in Gebäuden mit Wohnraum (ohne Wohnheime)

im Jahr 2002 (Angaben in Prozent)

Alle Haushalte 35.873 42,2 55,5 2,3

Deutsch 33.956 43,7 54,1 2,3

Nichtdeutsch 1.917 15,5 80,6 3,9

Haushalte 
insgesamt in Tsd.

Haupt-
mieter

Eigen-
tümer

Unter-
mieter

Staatsangehörigkeit 
der Bezugsperson

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus
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In der Session 1 ging es um die
Steuerungsansprüche und –möglich-
keiten der Wohnungswirtschaft im
Hinblick auf die Belegung von
Wohnraum. Wie funktioniert Steu-
erungspolitik augenblicklich? Wie
sehen die Leitbilder und Ziele aus?

Selektivitäten bei der Belegung

Die Diskussion zeigte, dass die Belegung
von Wohnungen auf Seiten der Vermieter
zumeist mit bestimmten Leitbildern und
Zielen verbunden ist. So bemüht man sich
häufig, die soziale und/oder ethnische
Zusammensetzung der Mieterschaft auf
die eine oder andere Art und Weise zu
beeinflussen. Dabei verhindert die Be-
teiligung der vorhandenen Bewohner an
der Aushandlung und Umsetzung von
Belegungskonzepten allein offenbar nicht
die Entstehung von möglichen Selek-
tivitäten. Werden die artikulierten oder
auch nur unterstellten Wohnpräferenzen
der etablierten Bewohnerschaft als
Bewertungsmaßstab zu Grunde gelegt,
kann dies im Ergebnis durchaus diskrimi-
nierende Effekte für bestimmte Miet-
interessenten zur Folge haben.

Herr Werner Hüßler achtet als Hauseigen-
tümer und Vermieter auf die Konstella-
tionen der Nationalitäten in seinen Be-
ständen. Je Haus lässt er nur zwei oder drei
verschiedene Nationalitäten zusammentref-
fen, entschieden wird aber immer bezogen

auf den Einzelfall. Wichtig für Hüßler ist
der soziale Frieden in seinen Gebäuden. Er
bezeichnet sich selbst als „sensiblen
Mischer“. Auch Prof. Peter Hansen, Woh-
nungsunternehmer aus Hannover, legt Wert
auf „Nachbarschaft und kooperative Mie-
ter“ in seinen Beständen. In sozial instabi-
len Häusern – was für ihn nicht automa-
tisch mit der Belegung mit Migranten zu
tun hat – kommen Ansätze einer Quotie-
rung zum Tragen, denn nur ein sozial stabi-
les Haus kann seiner Meinung nach Mi-
granten aufnehmen. Mieter selbst fragen
danach, auch Migrantenfamilien. Bei der
Glückauf Gemeinnützige Wohnungs-
baugesellschaft in Lünen, aus der Frau
Christiane Neuhaus berichtet, geben bei
der Belegung vor allem die jeweiligen
Lebensstile oder die Familiengrößen einer
Mietpartei den Ausschlag und weniger
deren ethnische Herkunft. Gerade in
Siedlungsbereichen mit einem hohen
Migrantenanteil wird sozial sensibel und
auf Basis des Einzelfalls entschieden, ob ein
Mietinteressent in die Wohngegebenheiten
vor Ort hineinpasst: „Es macht keinen Sinn,
in ein Haus mit älteren alleinstehenden
Menschen eine Familie mit drei oder vier
Kindern zu setzen. Die Ethnie spielt dann
keine große Rolle.“ Auch Volker Ruiters von
der DoGeWo achtet darauf, dass die
Menschen in ein Objekt oder in ein Gebiet
hineinpassen. Vor allem die Interessen der
vorhandenen Bewohnerschaft werden
dabei berücksichtigt. Es soll kein Unfrieden
in der Mieterschaft geschürt werden. 

Leitbilder und Strategien zu sozial-räumlichen
Steuerungsansprüchen der Wohnungswirtschaft

Moderation: Heike Hanhörster

Session 1

Herr Christian Schmitt 
von der J.E. Schmitt
Grundstücksgesellschaft,
Dortmund, der nicht
anwesend sein konnte,
teilte schriftlich mit:
"Unsere Belegungs-
strategien richten sich
nicht nach Nationalitäten
oder Migrations-
hintergründen. Stattdessen
sind für uns Sympathie
und Bonität entscheidend.
Bisher haben sich in unse-
rem Bestand keine ethni-
schen Gruppen als beson-
ders gute oder besonders
schlechte Mieter 
herausgestellt. 
Eine Belegungsstrategie,
die eine Auswahl aufgrund
von Migrations-
hintergründen vorsieht, 
ist für uns neben der
moralischen Frage, auch
mit dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit nicht 
zu vereinbaren."
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Dr. Bettina Reimann vom Deutschen
Institut für Urbanistik merkt kritisch an,
dass die Leitbilder einer Belegung häufig
nicht explizit formuliert bzw. offen gelegt
werden, weder seitens der Wohnungs-
unternehmen noch der Kommunen. Häufig
kommt es in dieser Frage zu einem bloßen
„Durchwursteln“. Gerade für die Diskus-
sion und für die Ausrichtung von Hand-
lungsmöglichkeiten wären aber klare Leit-
bilder notwendig. Dr. Arno Mersmann
ergänzt, dass sich Leitbilder auch an der
Realität orientieren müssen. Das Leitbild
„höchstens eine ausländische Familie in
einem Haus“, das einmal von Prof. Volker
Eichener formuliert worden ist, wird seiner
Meinung nach nur deshalb so oft prakti-
ziert, weil die Verantwortlichen häufig nicht
wissen, wie sie ansonsten mit dem Thema
umgehen sollen.

Freizügigkeit als Maxime

Einen zentralen Begriff in der Diskussion
stellt die Freizügigkeit dar. Der Artikel 11
des Grundgesetzes gibt allen Deutschen
das Recht auf Freizügigkeit im gesamten
Bundesgebiet. Jeder Bürger kann wohnen
und arbeiten, wo er will und reisen, wohin
er will.

Prof. Reiner Staubach verweist darauf, dass
die „Freizügigkeit“ als ein Grundrecht der
Deutschen definiert ist, auf das sich auslän-
dische Staatsbürger prinzipiell nicht beru-
fen können. EU-Staatsbürger sind jedoch
den Deutschen gleichgestellt. Interessant ist
in diesem Zusammenhang ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofes, nach dem
Bürger der Türkei, einem Assoziationsstaat
der EU, diesbezüglich gleiche Rechte wie
EU-Staatsbürger besitzen. Für Staubach
bedeutet „Freizügigkeit“ im Wohnbereich,
dass Migranten grundsätzlich die Option
der freien Wahl des Wohnstandortes haben
sollten, dies auch im Sinne von Standort-
gerechtigkeit. Das heißt, sie müssen sowohl

die Option erhalten, sich für eine Wohnung
in einem bereits bestehenden Schwer-
punktwohngebiet von Zuwanderern zu ent-
scheiden, als auch eine Wohnung in bishe-
rigen „ausländerfreien Zonen“ erhalten zu
können. Deshalb geht es seiner Ansicht
nach einerseits darum, die Wohn- und
Lebensbedingungen in den Einwanderer-
quartieren zu verbessern, andererseits müs-
sen sich die anderen Stadtteile für Mi-
granten öffnen. Jochen Köhnke, Dezernent
für Aussiedler-, Flüchtlings- und Asylbewer-
berangelegenheiten aus Münster, unter-
stützt diese Aussagen: „Freizügigkeit und
Freiwilligkeit beim Zugang zu Wohnraum
müssen die Grundmaxime sein. Darüber
würde ich nicht diskutieren wollen.“

v.r.n.l:
Prof. Dr. Reiner Staubach,

Ulrich Kraus,
Ümit Kosan,

Helmut Lierhaus

Melanie Kloth

¸
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Session 1

Verlust von Steuerungsmöglich-
keiten einerseits, neue Steuerungs-
ansätze andererseits

Beklagt wird unisono der Verlust von
kommunalen Steuerungsmöglichkeiten
auf dem Wohnungsmarkt. Vielerorts lau-
fen Belegungsbindungen ersatzlos aus
oder Wohnungsbestände werden in
großem Stil an private Investment- oder
Fondsgesellschaften veräußert. Neue
Steuerungsmöglichkeiten sind erst an-
satzweise in Sicht. Die Meinungen darü-
ber gehen aber auseinander.

Dr. Bettina Reimann betont, dass die
Kommunen sehr wohl Handlungs- und
Steuerungsmöglichkeiten haben. Mit Blick
auf sinkende kommunale Wohnungsbe-
stände und auslaufende Belegungsrechte
geht aber der unmittelbare Einfluss auf die
Verteilung weiter verloren. Vor diesem Hin-
tergrund müssen andere Handlungs-
bereiche stärker genutzt werden. Auch Prof.
Reiner Staubach unterstreicht, dass die
Kommunen heute deutlich reduzierte Steu-
erungsmöglichkeiten im Vergleich zu den
vergangenen Jahrzehnten haben. Steuerung
findet bei diesen heute weniger über kon-
krete Objekte und mit Einflussnahme auf

den konkreten Standort einer Wohnung
statt, sondern vermehrt indirekt über indivi-
duelle Hilfen – nach dem Motto: „von der
Objektförderung zur Subjektförderung“.

Frau Melanie Kloth vom InWIS ruft dazu
auf, trotz reduzierter Steuerungsmöglich-
keiten nicht zu resignieren, sondern nach
neuen Steuerungspotenzialen Ausschau zu
halten. Dies ist auch das Ziel des Projektes
„Zuwanderer in der Stadt“, an dem sie mit-
arbeitet. Es zeichnet sich ab, dass heute
vermehrt auf einer anderen räumlichen
Ebene diskutiert werden muss, und zwar
weniger auf Haus- oder Blockebene, son-
dern Kommunen und Wohnungswirtschaft
müssen den Fokus gemeinsam auf größere
räumliche Bereiche lenken und dort tätig
werden, auch bei der notwendigen Ent-
wicklung von Leitbildern. Diese gemeinsa-
me Arbeit steht gerade erst am Anfang.

Nach Meinung von Herrn Ulrich Kraus von
der Wohnungsbauförderungsanstalt NRW
ist kein Ersatz für die ausgelaufenen
Sozialbindungen in Sicht. Alle Programme,
welche die Länder in den letzten Jahren
aufgelegt haben, um Belegungen aus dem
Bestand anzukaufen, sind in der Regel
gescheitert. Als insgesamt erfolgverspre-
chender erscheinen ihm Modelle, bei
denen der Neubau gefördert wird, die
Belegungen aber auf andere Wohnungen
im Bestand übertragen werden (sog.
Belegungstausch). Prof. Michael Krum-
macher warnt davor, dass die Investment-
und Fondsgesellschaften, die seit einigen
Jahren tausende von Wohnungen aufkau-
fen, eher an einer schnellen Rendite für ihre
Anteilseigner als an ihren Bewohnern ori-
entiert sind. Soziale Ziele könnten ins
Hintertreffen geraten. Kraus befürchtet
zudem, dass die neuen Akteure nur für
koordinierte Belegungspolitiken zur
Verfügung stehen, wenn das ihrem ori-
ginären wirtschaftlichen Interesse dient.
Der „Worst case“ träte ein, wenn Belegun-

Jochen Köhnke
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gen nur noch akzeptiert würden, um örtli-
che Leerstände zu füllen – vermutlich also
in den schlechtesten Adressen und Lagen
und räumlich konzentriert.

Zugänge zu nicht-segregierten
Wohnstandorten – 
Ein Beispiel aus Münster

Um eine ethnisch gemischte Zusammen-
setzung der Bevölkerung zu fördern, wer-
den mancherorts auch Anreize für
bestimmte Gruppen diskutiert, die den
Ausschlag in Richtung einer positiven
Entscheidung für einen bestimmten
Wohnstandort geben sollen. Sind solche
Formen selektiver Behandlung von Miet-
oder Kaufinteressierten legitim und an
welchem Punkt geraten diese zu einer
diskriminierenden Praktik?

Herr Jochen Köhnke berichtet von einem
EU-Projekt aus Münster. Auf Leitungsebene
wurde mit verschiedenen Akteuren des
Wohnungsmarktes eine gemeinsame Vision
entwickelt, wie in Münster Spätaussiedler
aufgenommen werden sollen. Man hat sich
geeinigt, keine Quote festzulegen, sondern
die notwendige Verteilung ausschließlich
auf Freiwilligkeit basieren zu lassen.
Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, dass die
erste tatsächliche Wohnsitznahme – nach
der Zwischenunterbringung in dezentralen
Übergangseinrichtungen – die Haushalte in
der Regel längerfristig an den Standort bin-
det. Spätere Übergänge erweisen sich
zumeist als überaus schwierig. Die teilneh-
menden Zuwandererhaushalte orientieren
sich nach einer ausführlichen Beratungs-
phase nun selbständig in der Stadt. In der
Beratung wird gezeigt, was es für Familie
und Kinder bedeuten kann, in den einen
oder anderen Stadtteil zu ziehen und wel-
che Ressourcen dort vorzufinden sind. Im
Ergebnis zeigt sich in der Wohnstandort-
verteilung der Probanden eine diametral
andere Verteilung im Stadtgebiet als bis-

lang. Im Projektzeitraum zogen über 90 %
der Spätaussiedler in nicht-segregierte Ge-
biete, obwohl sie dort weder ihre Ange-
hörigen noch eine spezifische Versor-
gungsinfrastruktur in der eigenen Sprache
und damit „Orientierungssicherheit“ vorfin-
den. Sie denken nun in einer anderen
Perspektive. Die Idee wird in Münster von
der Stadt und der Wohnungswirtschaft glei-
chermaßen gestützt.

Herr Volker Ruiters begrüßt dieses
Experiment, wirft zugleich aber ein, dass
dieser Ansatz an dem an nicht-segregrierten
Standorten höheren Mietpreisniveau schei-
tern kann, da die betreffenden Zuwande-
rerhaushalte zumeist von Transferzahlun-
gen abhängig sein werden.

Köhnke weist darauf hin, dass einige
Vermieter darauf bereits mit einer Redu-
zierung ihrer Mietansprüche reagiert haben
und diese nunmehr an das Level von
Sozialhilfeempfängern angepasst sind. Er
erklärt dies mit dem insgesamt großen
Interesse in der Vermieterschaft, auf diese
Weise sicher und dauerhaft zu vermieten.
Im beschriebenen Projekt sieht Köhnke
aber zugleich eine Form der institutionellen
Diskriminierung. Wenn Spätaussiedler
gezielt beraten und an Wohnungsgeber ver-
mittelt werden, dann ist dies im Grunde
eine Diskriminierung gegenüber denen, die
dieses Angebot nicht wahrnehmen können.
In Münster ist man aber der Auffassung,
dass dies der richtige Weg ist.

Links:
Christiane Neuhaus

Rechts: 
Volker Ruiters

Das münsteraner EU-
Projekt „Zuwanderer 

integrieren“, von dem
Herr Köhnke berichtet, 

ist im Internet unter
www.muenster.de/stadt/

zuwanderung/interreg.
html dokumentiert.
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Session 1

Wie kann ein friedliches
Zusammenleben gesichert werden?

Ein friedliches Zusammenleben in den
Hausgemeinschaften und Nachbarschaf-
ten ist ein wichtiges Anliegen der Vermie-
ter. In der Diskussion wurde über den
Umgang mit „störenden” Mietern disku-
tiert, da in Hausgemeinschaften auch Mi-
granten mit abweichenden  Lebensweisen
teilweise als störend empfunden werden.

Prof. Michael Krummacher hält den
Umgang mit sog. „Störmietern“ für teilwei-
se diskriminierend. Dies sei vor allem dann
der Fall, wenn gefordert wird, diese abwei-
chend vom geltenden Mietrecht leichter
aus Wohnungen räumen zu können, ohne
dass ein offenkundig mietwidriges Ver-
halten vorliegt. Krummacher hält dies für
eine Form diskriminierender Ausgrenzung
und – nicht zuletzt, da es oft Migranten
betrifft – für fragwürdig. Prof. Peter Hansen
kann diese Einschätzung nicht teilen. Er
erachtet ein gutes soziales Klima in seinen
Häusern für sehr wichtig. Häuser, die funk-
tionieren, sind für ihn so etwas wie „sozia-
le Kunstwerke“, die von massiven dauer-
haften Störungen sehr stark belastet werden
können. Gegebenenfalls wird eine nach-
haltig störende Mietpartei – egal welchen
ethnischen Hintergrund sie hat – auf
Einhaltung der Hausordnung verklagt.
Hansen sieht dies als notwendige Aktion
zum Erhalt einer funktionierenden Struktur
in einem Haus. Eine Reaktion auf andau-
erndes Fehlverhalten als Diskriminierung
zu bezeichnen findet Hansen unpassend.

Soziale Unterschichtung durch
Zuwanderung

Soziale Benachteiligung korreliert häufig
mit einem Migrationshintergrund. Den-
noch kann in der Diskussion nicht allein
der soziale Status betrachtet und die
Ethnie gänzlich ausgeblendet werden.

Herr Jochen Köhnke nimmt in seiner Stadt
sehr deutliche Unterschichtungstendenzen
in bestimmten Stadtteilen durch arme
Haushalte, kinderreiche Familien und
Menschen mit Migrationshintergrund wahr.
Zuwanderern, die teilweise hervorragende
Qualifikationen mitbringen, denen die
Stadtteile aber kein ausreichendes Poten-
zial für ihre Entwicklung bieten können,
wird letztlich das „Kapital“ entzogen. Vom
Bildungsniveau her verfügen Zuwanderer
vielfach über Voraussetzungen, die es
ihnen ermöglichen, in anderen Wohnge-
bieten schnell Fuß zu fassen.

Herr Volker Ruiters betrachtet das Problem
der Segregation als keines der Ethnie, son-
dern als eines der sozialen Struktur. Er
berichtet von Siedlungen, die dem hoch-
preisigen Marktsegment angehören und in
denen auch – sozial besser gestellte –
Migranten wohnen. Auch der gesunkene
Sozialstatus der Großsiedlungen hat nichts
mit Migration zu tun. Es sind nicht zuletzt
auch viele Deutsche mit niedrigem sozia-
len Status dorthin gezogen, die dann die
Siedlungen in Verruf gebracht haben.

Herr Dr. Walid Hafezi von der Hauptstelle
RAA NRW findet, dass nicht ausschließlich
soziale Faktoren zu Grunde gelegt werden
dürfen. So suchen beispielsweise ältere
Migranten, deren Gruppe zukünftig wach-
sen wird, ganz bewusst die ethnische
Kolonie im Stadtteil, weil sie dort eine bes-
sere Versorgung im Alter erwarten können.
Das hat auch Konsequenzen für den
Wohnungsmarkt. Die ethnische Perspek-
tive darf also – neben den sozialen
Faktoren – nicht außer Acht gelassen wer-
den. In der Diskussion um die Steuerung
kam für Hafezi allerdings der Eindruck auf,
dass Migranten kaum Wahlmöglichkeiten
auf dem Wohnungsmarkt hätten. Er plä-
diert deshalb dafür stärker zu differenzie-
ren. Es gibt durchaus Migrantengruppen,
die finanziell in der Lage sind, sich die

Hansen: „Das deutsche
Mietrecht zwingt die
Vermieter zum
Tätigwerden bei
Hausordnungsverstößen,
da andere Mieter sonst
ihre Miete mindern 
dürfen.”
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gewünschte Wohnung zu suchen und auch
zu mieten.

Zur Beschreibung der demografischen Ent-
wicklung im Sinne eines „weniger, älter,
bunter“ muss nach Prof. Peter Hansens Auf-
fassung „ärmer“ als Viertes unbedingt hin-
zugefügt werden. Die drei Faktoren allein
sind unzureichend für das, was er in der
Zukunft erwartet. Das wird sich für die
Migranten oft leider kombinieren – bunter
und ärmer – und es gilt auch für viele alte
Menschen. Die wohnungswirtschaftlichen
Fragen werden auch mit einer Sicherung
der Wohnraumversorgung einhergehen
müssen um Armut aufzufangen. Der Verlust
von Belegungsrechten und der Verkauf von
Sozialwohnungen an Fonds stellt in diesem
Zusammenhang aus seiner Sicht eine kata-
strophale Entwicklung dar. Hansen kann
die Politik nicht verstehen, wenn sie nicht
vorhersieht, dass wir auf die nächste
Wohnungsnot – dann aber nur für die
armen Leute – zusteuern. 

Selektion durch den Mietpreis 
findet statt

In Verbindung mit dem Phänomen der
Unterschichtung durch Zuwanderung ist
auch die These zu sehen, dass allein der
jeweilige Mietpreis zu benachteiligenden
Selektivitäten für Migranten auf dem
Wohnungsmarkt führt. Wenn aber von
einer Gruppe nachweisbar höhere Preise
gezahlt werden müssen, es also zu einer
systematischen Ungleichbehandlung
kommt, kann dies als strukturelle Diskri-
minierung betrachtet werden.

Herr Volker Ruiters beschreibt eine
Selektion durch den Mietpreis, die für alle
Nachfrager gleichermaßen gilt. Demnach
gibt es eine Freizügigkeit in der Wahl des
Wohnstandortes nur für bestimmte Per-
sonenkreise, die eine Wohnung im höheren
Preissegment nachzufragen in der Lage

sind. Je niedriger die Miete jedoch ist, desto
größer ist der Kreis der Nachfrager, der ein
Interesse daran zeigt. Vorhandene Selek-
tivitäten also allein auf den Migrations-
hintergrund zu beziehen, ist Ruiters zu
wenig. So sind die vergleichsweise höheren
Mieten in den vielfach von Migranten be-
wohnten Großsiedlungen auf die für diese
Bauweise typischen hohen Betriebskosten
und nicht auf Diskriminierungstatbestände
zurückzuführen. Ruiters macht deutlich,
dass es der von ihm vertretenen unterneh-
merisch organisierten Wohnungswirtschaft
überhaupt nicht möglich ist, eine Wohnung
für verschiedene Kundenkreise zu verschie-
denen Preisen anzubieten, und diese
dadurch unterschiedlich zu behandeln. 

Frau Kabis-Staubach vertritt demgegenüber
die Auffassung, dass Konzentrationen von
Migranten in bestimmten Stadtteilen nicht
primär auf Grund unterschiedlicher
Mietniveaus entstehen. Die Mietpreise zwi-
schen Einwandererquartier und gehobe-
nem Viertel, also in Dortmund z.B. zwi-
schen Nordstadt und Kreuzviertel, unter-
scheiden sich ihrer Wahrnehmung nach
kaum. Es muss vielmehr davon ausgegan-
gen werden, dass Konzentrationen durch
fehlende Freizügigkeit auf dem Woh-
nungsmarkt entstehen. Von der Wohnungs-
wirtschaft erwartet sie, Kriterien ganz genau
festzulegen, zu dokumentieren und zu kon-
trollieren. Ansonsten wird ihrer Ansicht
nach einer Diskriminierung Tür und Tor
geöffnet.

Tülin Kabis-Staubach,
Dr. Matthias Sauter
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Auch aus der Sicht von Herrn Cenap Yıl-
dırım, Immobilienmakler aus Dortmund,
haben Selektivitäten in der Tat nichts mit
dem Mietpreisniveau zu tun. Hinzu
kommt, dass nicht alle Haushalte, die den
Dortmunder Norden verlassen wollen,
dies über den Kauf von Wohnimmobilien
realisieren können.

Leitbild einer 
„sozial sensiblen Belegung“ – 
Es fehlt an überprüfbaren Kriterien

Die Wohnungswirtschaft spricht häufig
von einer „sozial sensiblen“ Mischung
oder Belegung. In der Diskussion wurde
klar, dass diese Begriffe in der tatsächli-
chen Handhabung sehr unterschiedlich
interpretiert und mit Inhalt gefüllt werden
können. Es bedarf letztlich einer Opera-
tionalisierung durch klare und überprüf-
bare Kriterien. Die Orientierung an den
kleinräumlich vorhandenen Nachbar-
schaften, in die Neuzugänge hineinpassen
sollen, birgt ein Risiko für schwer integra-
tionsfähige Gruppen, die möglicherweise
in keiner Nachbarschaft willkommen sind.
Wo sollen diese hin? Wer trägt für diese
die gesellschaftliche Verantwortung?

Prof. Michael Krummacher bemängelt, dass
ein Belegungsmanagement in der Praxis re-
lativ intransparent und wenig nachvollzieh-
bar abläuft. Er fordert, dass die Kriterien
einer „sozial sensiblen Belegung“ formu-
liert und vereinheitlicht werden. Ansonsten
– so Krummachers Erfahrungen aus von ihm
geleiteten Kundenberater-Workshops – legt
jeder Kundenberater diese unscharfe Vorga-
be nach seiner eigenen Auffassung aus. Zu-
dem sollten sich die Kriterien in den Leitbil-
dern der Wohnungsunternehmen wiederfin-
den und es muss überprüft werden, ob sie
eingehalten werden. Dort, wo solche Leit-
bilder fehlen, muss man seiner Ansicht nach
vermuten, dass es teilweise Ungleichbe-
handlungen bei der Wohnungsvergabe gibt.

Auch Dr. Andreas Kapphan fragt nach, wie
man verhindern kann, dass sich eine syste-
matische Diskriminierung bei der Woh-
nungsvergabe einschleicht, auch wenn diese
nicht beabsichtigt ist. Nach welchen Kri-
terien sollen Wohnungen belegt werden und
welche Kontrollmechanismen können in
den Wohnungsunternehmen eingeführt wer-
den, um Diskriminierung zu verhindern?

Viele Wohnungsunternehmen haben Leer-
stände und sind über kurz oder lang
gezwungen, ihre Wohnungen zu belegen:
„Da bleibt am Ende vielfach nicht mehr viel
von einer sensiblen Belegung“, merkt Dr.
Arno Mersmann kritisch an.

Herr Volker Ruiters gibt seinen Mitarbeitern
im Wohnungsunternehmen persönlich kon-
krete Kriterien vor. So soll für sie bei der
Belegung nicht die Frage der Ethnie ent-
scheidend sein, sondern die Sozialstruktur
in einem Objekt. Zudem sollen sie darauf
achten, dass keine Ethnien zusammen in
ein Gebäude einziehen, zwischen denen es
erfahrungsgemäß zu Spannungen kommen
kann. Die Einhaltung der Kriterien stellt er
auf dieselbe Weise sicher, wie die anderen
Arbeitsqualitäten der Mitarbeiter auch. 

Dass die Kundenorientierung von den
Wohnungsunternehmen selbst kontrolliert
werden muss, findet Prof. Peter Hansen. Er
erläutert, dass bei der Gundlach-Gruppe
die Einhaltung der formulierten Unterneh-
menszielsetzungen durch Mieterbefragun-
gen und im Rahmen eines Nachhaltig-
keitsberichts überprüft wird. So wird letzt-
lich ermittelt, ob die Mitarbeiter die Ziel-
setzung erfüllen, z.B. im Bereich der Wohn-
raumversorgung für Migranten besonders
aktiv zu sein.

Frau Tülin Kabis-Staubach sieht in der
„sozial sensiblen Belegung“, bei welcher
der Migrantenstatus keine Rolle spielt,
grundsätzlich einen sehr positiven Ansatz.

Mit ihren
Belegungsstrategien 
reagieren die wohnungs-
wirtschaftlichen und stadt-
entwicklungspolitischen
Akteure auf
Segregationsprozesse,
Leerstände oder soziale
und kulturelle Konflikte 
im Wohnbereich. 
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Sie weist aber auf die Gefahr hin, dass die-
ser von diskriminierungswilligen Vermie-
tern – die es ohne Zweifel gibt – als Ausrede
für Diskriminierung missbraucht wird.
Solange also keine überprüfbaren Kriterien
benannt werden, bleibt dieser Ansatz für sie
„schwammig“.

In ihrer Fallstudie aus Berlin-Mitte, von der
Dr. Bettina Reimann berichtet, hat sie nicht
die Praxis der Wohnungsvergabe durch
Unternehmen, sondern die von privaten
Einzeleigentümern untersucht. Dort ge-
hören Roma-Familien zu den Gruppen, die
bei der „sensiblen Mischung“ herausfallen.

Herr Jochen Köhnke bezieht sich auf die
Forderung nach überprüfbaren Kriterien
und Regeln. Er betont, insbesondere für
jene Wohnungsunternehmen, die in der
gemeinnützigen Tradition stehen, keine
neuen Regelungen organisieren zu wollen.
Gerade diese Unternehmen haben seiner
Erfahrung nach stets guten Willen im
Umgang mit benachteiligten Gruppen
bewiesen und diesen Eindruck hat er auch
im Hinblick auf deren Umgang mit den
aktuellen Migrantengruppen.

Belegung muss sozial 
begleitet werden

In der Diskussion zeigte sich eine große
Bandbreite von sozial flankierenden
Maßnahmen und Projekten für Migranten.
Diese werden von den Wohnungsunter-
nehmen allein oder auch in Kooperation
mit Trägern der Gemeinwesenarbeit
durchgeführt.

Frau Sophie Graebsch-Wagener, Sozial-
dezernentin aus Bochum, verweist auf die
inzwischen vielfältige Landschaft an erfolg-
reichen Beispielen in nicht-durchmischten
Stadtteilen. Sie hält es für eine Frage der
Konzeption wie in den Schulen, Kinder-
gärten und sozialen Einrichtungen mit

Migranten umgegangen wird. Die sozial
Verantwortlichen sind dabei diejenigen, die
Prozesse begleiten und vermitteln müssen.

Bei der Glückauf Wohnungsbaugesellschaft
in Lünen, von der Frau Christiane Neuhaus
berichtet, finden Beratungsangebote, Inte-
grationskurse sowie Sprachkurse statt, letz-
tere in enger Zusammenarbeit mit den
Schulen. Das Unternehmen übernimmt seit
20 Jahren die kontinuierliche soziale
Verantwortung für seine Mieter, von denen
sehr viele Migranten sind. Es wurden
Sozialarbeiter eingestellt, eine Beteiligung
wurde installiert, so z.B. über einen Nach-
barschaftshilfeverein. Das Unternehmen ist
stets bemüht, auch das Selbsthilfepotenzial
zu stärken. Aktuell wird in Migranten-
familien vielfach der Wunsch formuliert,
ältere Familienmitglieder zu Hause zu pfle-
gen. Daher sollen Wohnmöglichkeiten für
türkische Senioren realisiert werden. Dabei
setzt man auch auf die hilfreiche Zusam-
menarbeit mit den Moscheen.

Dr. Spyros Marinos warnt davor, sozial-
schwache Ausländer besser zu behandeln
als sozialschwache Deutsche. Das kann
nicht gut gehen. Seiner Ansicht nach muss
es für neu Zugewanderte besondere Hilfen
geben. Er betont die Rolle der Migranten-
selbstorganisationen. Diese sind die „Hei-
mat der Migranten”. Sie können eine gute
Sozialarbeit in jeder Hinsicht leisten, zu-
mindest zusammen mit anderen Akteuren.
Ausländer dürften nach Marinos Meinung
keine dauerhaften Hilfeempfänger sein.

Eine Sammlung von 
guten Beispielen, auch

aus dem Bereich
Wohnungswirtschaft, 
findet sich u.a. in der
Praxisdatenbank der

Bundestransferstelle des
Bund-Länder-Programms

„Stadtteil mit besonderem
Entwicklungsbedarf – die

soziale Stadt“ unter 
www.sozialestadt.de 

im Internet.

Heike Hanhörster
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In der Session 2 steht die Legitimität
und Tragfähigkeit der Belegungs-
strategien im Vordergrund. Wo fin-
det diskriminierende Auslese statt?
Im Belegungsmanagement zeigen
sich verschiedene Ambivalenzen. So
wurde gefragt, ob die in Session 1
angesprochenen Selektivitäten in
der Belegung bereits als Diskrimi-
nierung anzusehen sind. Auch
wurde erörtert, welche Möglichkei-
ten und Instrumente es gibt, diskri-
minierende Wirkungen zu verhin-
dern?

Belege für Diskriminierung

Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt
lässt sich häufig nur in besonders spekta-
kulären Fällen belegen. Meistens läuft sie
subtil ab. Auch finden sich bislang nur
wenige Anlaufstellen für die Opfer von
Diskriminierung.

Prof. Reiner Staubach berichtet von
Interviews, die der Planerladen e.V.
1997/98 mit Mietern in der Dortmunder
Nordstadt, einem typischen Einwanderer-
quartier, durchgeführt hat. Es kam heraus,
dass Migranten teilweise wieder in die
Nordstadt zurück gezogen waren und aus
dem anderen Umfeld wieder geflüchtet
sind, weil sie dort Diskriminierung erfahren
haben, sei es verdeckt oder offen – z.B. sei-
tens der Nachbarn. Sie fanden in der Nord-

stadt ein deutlich toleranteres Umfeld vor.
Ein weiterer Befund war, dass vorangegan-
gene Diskriminierung im Wohnbereich ein
Motiv der Tendenz zur Eigentumsbildung
darstellte, weil man sich davon erhoffte,
weitere Diskriminierungserfahrungen zu
vermeiden.

Prof. Reiner Staubach weist auf das
Netzwerk der Beratungsstellen in NRW hin,
bei dem auch Diskriminierungsfälle aus
dem Wohnbereich ankommen. So gab es
etwa einen Fall in Duisburg, wo die Ethnie
als Grund vorgeschoben wurde, um –
durchaus wohlmeinend – eine Migranten-
familie vor Diskriminierung zu schützen. In
der Literatur finden sich bislang nur wenige
Berichte über Primärerfahrungen von
Betroffenen. Auch dies verdeutlich seiner
Auffassung nach, dass Diskriminierung
eher in äußerst subtiler Weise stattfindet.
Als Instrument, Diskriminierungstatbestän-
den systematisch auf die Spur zu kommen,
bietet sich das sog. Testingverfahren an.
Dazu werden merkmalsgleiche Bewerber,
die sich nur in der Ethnie oder Hautfarbe
unterscheiden, zu einem Vermieter ge-
schickt, um dort vorzusprechen. Der Be-
such wird von diesen nach einem einheitli-
chen Raster dokumentiert und eine neutra-
le Stelle wertet die Berichte aus. Über die
möglichst flächendeckende Installierung
von Anlauf- und Beschwerdestellen hinaus
kann es so am ehesten gelingen, Diskri-
minierungspraktiken auch in ihrer quantita-
tiven Dimension offen zulegen.

Belegungsmanagement im Spannungsfeld zwischen
diskriminierender Auslese und legitimen sozialen
Stabilisierungszielen

Session 2

Dass es sich bei den
Migranten, die zwar aus
dem Einwandererstadtteil
wegziehen konnten, aber
aufgrund ihrer schlechten
Erfahrungen wieder
zurück kamen, 
um Familien handelte, 
die nicht auf den ersten
Blick als Migranten 
auffielen, ergänzt Frau
Tülin Kabis-Staubach. 
Das belegt, dass oft das
Aussehen eine Rolle
spielt.

Moderation: Dr. Matthias Sauter
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Diskriminierungspotenziale sieht Staubach
in sehr viel geringerem Maße bei den ehe-
mals öffentlichen oder gemeinnützigen
Unternehmen, die an die gesetzlichen
Regularien, was Miethöhe, Wohnungs-
größe usw. angeht, gebunden sind. Spiel-
räume für Diskriminierung liegen demge-
genüber insbesondere im Bereich der priva-
ten Vermieter. Gerade in diesem Bereich
gibt es aus seiner Sicht aber noch einen
erheblichen Recherchebedarf. An der
Schaffung von mehr Transparenz sollte
auch die Wohnungswirtschaft ein Interesse
haben, zumal bei Migranten vielfach
Verschwörungstheorien über das Ausmaß
von Diskriminierung seitens der Woh-
nungsunternehmen aufkommen, die be-
gründet oder nicht begründet sein können. 

Herr Jochen Köhnke zeigt ein deutliches
Indiz der Diskriminierung auf. Aus einer
detaillierten statistischen Analyse weiß er,
dass es in Münster sowohl Stadtbezirke mit
ca. 2 % Ausländeranteil gibt, als auch
Stadtbezirke mit ca. 17% Ausländeranteil.
Köhnke deutet dies nicht als Zufall, son-
dern als Zeichen für selektive Strukturen
und eine bestimmte Praxis der Wohnungs-
vergabe. Auch betrachtet er die frühere
ungleiche Verteilung von Menschen mit
Duldungsstatus als Beleg dafür, dass die
Integrationslasten in der Stadt ungleich ver-
teilt sind. „Die Philosophie ist, dass es alle
Stadtteile tragen sollen“.

Die aktuelle Verteilung von Migranten im
Dortmunder Raum betrachtet Herr Erkan
Kara vom Dortmunder Ausländerbeirat als
Ergebnis einer organisierten Verteilungs-
steuerung. Demnach werden anerkannte
Asylbewerber und Russlanddeutsche ge-
zielt in bestimmten Stadtteilen unterge-
bracht. Neben den Wohnungsunternehmen
ist aus seiner Sicht dafür vor allem die kom-
munale Politik zu kritisieren. „Sozial-
politiker und Wohnungsunternehmen müs-
sen diese Art der Steuerung ändern“.

Herr Ümit Kosan berichtet von persönli-
chen Erfahrungen als Migrant bei der
Wohnungssuche. Bei einigen Wohnungsge-
sellschaften wurde ihm sofort etwas im Ein-
wandererstadtteil angeboten. In den ande-
ren Stadtgebieten gäbe es Wartezeiten von
fünf bis acht Jahren. Das empfindet er als
selektives Vorgehen.

Nach den Beobachtungen von Frau Sophie
Graebsch-Wagener gibt es auch eine
„gefühlte Form“ der Diskriminierung. „Es
gibt Leute, die sich bei mir über das Vor-
gehen z.B. des Sozialamtes beschweren
und dann sagen ‚Ihr macht das nur, weil ich
Ausländer bin!’. Genauso gibt es andere
die sich benachteiligt fühlen und behaup-
ten, ‚die Ausländer kriegen das-und-das,
warum ich nicht?’“.

Dr. Andreas Kapphan, der seit einem Jahr
bei der Integrationsbeauftragten der Bun-
desregierung arbeitet, kann nur von sehr
wenigen Fällen berichten, die an ihn her-
angetragen wurden. Allerdings ist seine Ein-
richtung nicht in erster Linie eine Be-
schwerdestelle für Diskriminierungsfälle.

Links:
Helmut Lierhaus

Rechts:
Ümit Kosan

Kosan: „Ich habe mich
vor acht Jahren bei einer

Gesellschaft gemeldet
und wollte eine Wohnung

in einem bestimmten
Stadtteil haben. Seit acht

Jahren bekomme ich,
auch auf Nachfrage, nicht

mal ein Angebot. 
Ich kann mir nicht vor-

stellen, dass seit acht
Jahren keine einzige

Wohnung frei geworden
ist. Das nenne ich raffi-
nierte Diskriminierung
durch die Wohnungs-

gesellschaft.“

¸

¸

¸
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Die Grenzen zwischen Diskriminierung –
systematisch und bewusst – und unbewus-
ster Ungleichbehandlung sind nach
Auffassung von Prof. Michael Krummacher
fließend. Der Markt sieht eine systemati-
sche Ungleichbehandlung durchaus vor.
Viele Gesetze – nicht zuletzt das
Zuwanderungsgesetz – funktionieren eben-
falls in dieser Art und Weise. Dies macht es
schwer, zwischen den verschiedenen
Erscheinungsformen sauber zu trennen.
Krummacher betrachet es als einen
Diskriminierungshinweis, wenn in einigen
Städten von kommunaler Seite Höchst-
quoten bei der Belegung von Sozialwoh-
nungen gefordert werden. Auch in der
Wissenschaft werden immer wieder
„Tipping points“ für Migrantenanteile for-
muliert, ab denen ein Stadtteil überfordert
ist und umkippen müsse. Daraus werden
dann Empfehlungen abgeleitet, beim
Belegungsmanagement den Anteil der
Migranten zu begrenzen. Für Krummacher
ist auch dies nichts anderes als ein
Diskriminierungshinweis. Er beklagt, dass
die Diskussion zum Belegungsmanagement
von Migranten völlig anders diskutiert wird,
als wenn von einem Belegungsmanage-
ment für andere Gruppen die Rede ist. Er
selbst hat den Begriff erstmalig intensiver
kennen gelernt im Zusammenhang mit der
Diskussion über einen Wohnungstausch

von älteren Menschen zu Gunsten von
Familien mit Kindern. Dort wäre nie
jemand auf die Idee gekommen, dass dies
anders als freiwillig und mit Beratung sowie
materiellen Anreizen geschehen kann. 

Viele Kunden von Herrn Cenap Yıldırım,
Immobilienmakler aus Dortmund, stam-
men aus dem Dortmunder Norden und
weisen zugleich einen Migrationshinter-
grund auf. Er weist darauf hin, dass sich
darunter viele Familien befinden, die auf
große Schwierigkeiten gestoßen sind, ein
geeignetes Objekt im Dortmunder Süden
zu bekommen. „Wir werden zum Teil gar
nicht hineingelassen, wenn wir im Dort-
munder Süden mit ausländischen Interes-
senten die zum Kauf angebotenen Häuser
besichtigen wollen“. 

Herr Ulrich Kraus verweist auf Beispiele
aus dem südlichen Münsterland, wo nach
einer Welle der Eigentumsbildung in den
90er Jahren, bei denen beim Grundstücks-
verkauf zum Teil ganze Straßenzüge an
Russlanddeutsche oder an die Nachkom-
men der verschiedenen Gastarbeitergrup-
pen verkauft wurden, jetzt eine dezidiert
restriktive Vergabepraxis erfolgt. „Quoten
und andere Kriterien werden aber nur
informell gehandhabt - in der Regel wissen
die Bewerber also nicht, ob es Quoten gibt
bzw. nach welchen Kriterien entschieden
wird“.

Philosophien und gute Vorbilder

Den Umgang mit Migranten in den
Unternehmensleitbildern und Unterneh-
mensphilosophien festzuschreiben, wäre
ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung. Die Unternehmensspitzen kommen
nicht umhin, hier eindeutig Stellung zu
beziehen und ihren Standpunkt offen zu
legen.

Yıldırım berichtet zudem
von einige Jahre zurück-
liegenden eigenen
Erfahrungen bei der
Wohnungssuche und
betont, dass es auch bei
den Angeboten der
Gesellschaften weniger
auf den Mietpreis
ankommt: „Wenn Sie bei
den Wohnungsgesell-
schaften anrufen, zwei 
oder drei Kinder haben 
und ausländischer
Herkunft sind, dann
haben Sie keine Chance
im Dortmunder Süden
eine Wohnung zu bekom-
men, selbst wenn sie 600
oder 700 Euro bezahlen
könnten“.

v.l.:
Prof. Dr. 
Michael Krummmacher,
Dr. Arno Mersmann
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Prof. Reiner Staubach berichtet, dass sich
der Dortmunder Oberbürgermeister Dr.
Langemeyer noch im Vorfeld der Kom-
munalwahlen 2004 eindeutig für das
geplante Moscheeprojekt in Dortmund-
Hörde ausgesprochen hat. Das „neue Dort-
mund“ soll demnach zugleich „weltoffen“
und „international“ sein. Als weiteres Bei-
spiel führt er die Stadt München an, wo
Oberbürgermeister Uhde – hier bezogen
auf den Stadtteil Sendlingen – ebenfalls klar
positiv Stellung für einen Moscheebau
bezogen hat. 

Ebenso wie die jeweilige politische Spitze
der Stadt sollte sich, so Staubach, die
jeweilige Unternehmensspitze diesbezüg-
lich eindeutig positionieren. Dies gilt um so
mehr angesichts der nicht zu bestreitenden
xenophoben und rassistischen Tendenzen
in unserer Gesellschaft, die auch vor Mitar-
beiter/innen eines Wohnungsunternehmens
nicht halt machen. Eine Unternehmens-
spitze muss daran interessiert sein, gegenü-
ber den eigenen Mitarbeiter/innen ebenso
wie gegenüber ihren jetzigen und zukünf-
tigen Kunden deutlich zu machen, dass sie
eine bunte und vielfältige Bewohnerschaft
begrüßt und ihr die interkulturelle Öffnung
des Unternehmens ein Anliegen ist. 

Streitfall Moscheebau 
– Ein Beispiel aus Dortmund

In Dortmund ist die im Stadtteil Hörde ge-
plante Moschee des Türkisch-Islamischen
Kulturvereins ein Politikum. Öffentlichkeit
und Politiker sind geteilter Meinung.

Herr Isa Karatas berichtet über die von ihm
als Architekt begleiteten Planungen für die
Wohnsiedlung mit Gemeindezentrum und
Moschee sowie den Schwierigkeiten, die
das Projekt erfährt. Es ist ein Projekt, das
von Migranten selbst entwickelt wird und
beide Fragen - Belegungsmanagement und
Diskriminierung - im Kern trifft.

Karatas berichtet von sehr positiven aber
auch negativen Erfahrungen, die er und der
Türkisch-Islamische Kulturverein gemacht
haben. Mittlerweile kann sich der Verein,
der sich sehr offen und geduldig den
Auseinandersetzungen stellt, der Unter-
stützung seitens eines Großteils der
Dortmunder Politik und der Verwaltung
sicher sein. Dennoch dauert das gesamte
Verwaltungsverfahren, das bis zum Bau-
beginn durchlaufen werden muss, sehr
lange – nicht zuletzt weil die geplante
Moschee zu einem Politikum in Dortmund
geworden ist. Politik und Öffentlichkeit
haben eine gespaltene Meinung zu dem
Projekt. Neben teils offen, teils verdeckt
formulierten „Überfremdungsängsten“ in
Teilen der Bevölkerung, kam es zu mehre-
ren Demonstrationen von rechtsradikalen
Gruppen im Stadtteil Hörde.

Der Türkisch-Islamische Kulturverein
möchte die geplanten Wohneinheiten kei-
nesfalls ausschließlich an Migranten verge-
ben und verfolgt das Ziel, die Hälfte der
Siedlung an Deutsche zu veräußern. Um
dieses Ziel zu erreichen, soll deutschen
Käufern ein Nachlass von bis zu 10 % des
Kaufpreises eingeräumt werden. Interes-
senten sind bereits vorhanden, wie Karatas
und Aydın berichten. 

Heinz-Peter Junker

¸
.

Der Türkisch-Islamische
Kulturverein, dem Herr
Mustafa Aydın vorsteht,

hat im Dortmunder
Stadtteil Hörde 400

Mitglieder.
Gemeindehaus und

Gebetsbereich befinden
sich auf lediglich 110

Quadratmetern in einem
Hinterhof. Diese

Räumlichkeiten sind
bereits seit vielen Jahren

zu klein geworden. 
Mit dem Neubau des

Gemeindezentrums mit
würdigem Gotteshaus soll

sich diese Situation 
endlich ändern. 

In direkter Nähe zur
Moschee sind

Appartements für 24
Bewohner/innen in Form

von „betreutem Wohnen”
sowie eine Wohnsiedlung
mit ca. 54 Wohneinheiten

in Reihen- und Doppel-
hausbauweise geplant. 

¸

¸
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Antidiskriminierungsgesetz (ADG)

Diskriminierung verletzt Grundrechte in
unserer Gesellschaft! Die Antidiskriminie-
rungsgesetzgebung stockt in Deutschland
jedoch seit Jahren. Dennoch wird es im
Zuge der unweigerlichen Umsetzung der
Antidiskriminierungsrichtlinien der EU zu
einem ADG auch in Deutschland kom-
men. Welcher zusätzliche Abwägungs-
und Handlungsrahmen ergibt sich hier in
naher Zukunft?

Dr. Andreas Kapphan hält ein ADG für not-
wendig und sinnvoll im Kampf gegen
Diskriminierung. Neben einer nationalen
Antidiskriminierungsstelle sollten kommu-
nale Stellen eingerichtet werden, die bei
Beschwerden einen unkomplizierten Zu-
gang erlauben. Prof. Reiner Staubach
betrachtet ein ADG vor allem als wichtiges
Signal. Wenn bestimmte Handlungsweisen
per Gesetz geächtet sind, werden sie auch
weniger praktiziert. 

Herr Helmut Lierhaus vom Mieterverein
Dortmund weist darauf hin, dass die
Wohnungswirtschaft die von ihr geforder-
ten Ausnahmen fast problemlos in den
ADG-Gesetzentwurf hineinbekommen hat.

Auf dem diesjährigen Mietertag des deut-
schen Mieterbundes, der 1 Million Haus-
halte vertritt, wurden diese Ausnahmen
ebenfalls befürwortet. Belegungssteuerung
hat eine hohe Akzeptanz – eine Tatsache,
mit der man sich seiner Ansicht nach aus-
einandersetzen muss. Der Mietertag forder-
te aber auch, dass Wohnungsunternehmen
und Kommunen verpflichtet werden müs-
sen, Menschen mit Akzeptanzproblemen
zu helfen. Es geht also nicht nur um die
finanziellen Zugangsprobleme, die z.B.
durch Wohngeld abgemildert werden kön-
nen, sondern um Akzeptanzprobleme bei
den Mitmietern. Die Frage lautet, was für
diese Menschen konkret getan werden
kann, um Widerstände in der Haus- und
Siedlungsgemeinschaft abzubauen.

In den im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens vorgenommenen Veränderun-
gen am Gesetzentwurf zum ADG sieht Herr
Jürgen Schmidt vom Wohnungsamt der
Stadt Dortmund keine Aufweichungen,
sondern eher sinnvolle Ergänzungen. Der
Umstand, dass entsprechend dem aktuellen
Gesetzesentwurf von der Reihenfolge der
Belegung abgewichen werden kann, macht
für ihn durchaus Sinn: „Was nützt es uns,
wenn planlos eingezogen werden kann,
aber letztlich die Haushalte ausziehen,
welche die Integrationsarbeit erbringen
können? Es ist letztlich unser Interesse, dass
Haushalte, die Integrationsarbeit überneh-
men, wohnen bleiben.“

Ausblick und Zukunft

Was wird in den nächsten 10 - 20 Jahren
passieren? Gibt es innovative Ansätze,
wenn man sich auf eine längere
Zeitschiene einlässt?

Für Dr. Andreas Kapphan könnte zukünftig
der Aufbau von Beschwerdemöglichkeiten
und –instanzen ein Ziel darstellen. Bei
Wohnungsgesellschaften müsste ein Be-

Session 2

v.l.:
Dr. Spyros Marinos,
Erkan Kara

Nicht zuletzt auf
Betreiben der Wohnungs-
und Immobilienwirtschaft, 
wird das kommende
Antidiskriminierungsgesetz
abweichend vom
ursprünglichen
Gesetzentwurf vermutlich
eine Ungleichbehandlung
unter dem Aspekt der
„Schaffung und Erhaltung
sozial stabiler Bewohner-
strukturen und ausgewo-
gener Siedlungsstrukturen
sowie ausgeglichener 
wirtschaftlicher, sozialer
und kultureller
Verhältnisse" zulassen.
Eine Formulierung im
Gesetzentwurfstext, 
die auch unter dieser
Ausnahmeregel eine
Diskriminierung auf
Grund der Ethnie 
ausschließt, steht 
noch aus.
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richtswesen eingeführt werden, das z.B.
erfasst, wer Wohnungen nachgefragt hat
und welche Bewerbungen berücksichtigt
wurden. Mit einem ADG können Standards
festgelegt werden, die dann auch überprüf-
bar sein müssen. Es muss Transparenz im
Handeln von Unternehmen und Verwal-
tungen geben. 

Frau Sophie Graebsch-Wagener sieht eine
in verschiedenen Kreisen diffus vorhandene
Angst vor „Überfremdung“. Hinzu kommt
die Angst der Menschen vor dem sozialen
Umbau, der zu einer wirtschaftlichen
Schlechterstellung führen kann. Beides
zusammen ergibt für sie eine „explosive
Mischung“. Zudem finden zu wenig
Gespräche und Auseinandersetzungen dar-
über statt, was eigentlich Integration bedeu-
tet. Dies ist ihrer Meinung nach aber drin-
gend notwendig. Für Graebsch-Wagener
heißt Integration auf keinen Fall Assimi-
lation: „Das muss auch in der Wohnungs-
wirtschaft langsam mal ankommen!“. Es ist
dort bereits spürbar, aber noch nicht deut-
lich genug. Sie ist froh darüber, dass einige
Wohnungsunternehmen aber den Dialog
und die Sozialarbeit fördern.

Das weiter zu entwickelnde Instrument der
„mittelbaren Belegung“ hält Prof. Peter
Hansen in Zukunft für sehr wichtig. Das
Instrument müsste vor allem organisato-
risch flexibler gestaltet werden. Bisher sind
Eintragungen ins Grundbuch notwendig.
Hansen glaubt, dass man damit bessere
Integrationsmöglichkeiten und die Vermei-
dung von Segregation schaffen könnte.
Hoffnung machen Hansen die Lehren, wel-
che die Wohnungsunternehmen aus dem
gegenwärtigen Leerstand ziehen. Die Un-
ternehmen werden gezwungen besser mit
ihren Kunden umzugehen. Er ist sich sicher,
dass der Leerstand langfristig bis 2020 ein
Thema bleiben wird. Hansen betrachtet
den Leerstand als ein durchaus erzieheri-
sches Element, das Wohnungsunternehmen

lehrt, Migranten vorurteilsfrei am Woh-
nungsmarkt aufzunehmen. 
Herr Jochen Köhnke glaubt nicht, dass in
einer solch komplizierten Situation ein
Regelwerk dazu beitragen wird, Diskrimi-
nierung tatsächlich zu unterbinden. Er ver-
tritt vielmehr die Auffassung, dass man
letztlich nur über freie Kooperationen dort-
hin kommt. Köhnke würde dafür zwingend
die Beteiligung der Betroffenen vorausset-
zen, damit nicht über die Ausländer, son-
dern mit ihnen gesprochen wird. Wenn
Gremien entstehen, muss darauf geachtet
werden, wer in den Gremien sitzt. Er sieht
dies auch vor dem Hintergrund, dass
wegen der gegebenen Rahmenbedingun-
gen im gesamten politischen Bereich, die
Partizipation von Ausländern noch ungenü-
gend entwickelt ist. Köhnke hält es für
wichtig zu erkennen, dass Migranten nicht
mit „Belastung“ gleichzusetzen sind, son-
dern dass diese eine Bereicherung im
Zusammenleben darstellen. 

Hinterhof in der Dortmunder
Nordstadt

Unter „mittelbarer
Belegung“, oder

„Belegungstausch“ ver-
steht man die Freistellung
von Wohnungen in sozial
belasteten Häusern durch

Tausch des Belegrechtes
in freifinanzierten, sozial
stabileren Häusern bzw.

Siedlungsteilen.
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Zusammenfassung der wichtigsten
Punkte der Diskussion in den
Sessions:

• Diskriminierung im Wohnbereich auf
Grund der ethnischen Herkunft, der
Hautfarbe, der Religion etc. findet statt.
Es ist nicht der soziale Status eines
Nachfrager-Haushaltes allein, der über
die Zugangsmöglichkeiten auf dem
Wohnungsmarkt bestimmt. Der tatsäch-
liche Handlungsbedarf deutet sich in
einzelnen – mehr oder weniger spekta-
kulären – Diskriminierungsfällen nur an.

• Vor dem Hintergrund der Deregulie-
rungstendenzen auf den Wohnungs-
märkten muss eine auf den ersten Blick
scheinbar bürokratisch anmutende Anti-
diskriminierungsrichtlinie nicht unbe-
dingt negativ betrachtet werden. Ein
Antidiskriminierungsgesetz hat hier vor
allem Signalcharakter und kann eine
gewisse Drohwirkung entfalten, ver-
gleichbar mit dem Paragraphen des
Wirtschaftsstrafgesetzes zum Miet-
wucher, der – obwohl praktisch äußerst
selten angewendet – bereits durch seine
bloße Existenz ein bestimmtes Verhalten
der Vermieter nach sich zieht.

• Es wurde angeregt, ein möglichst flä-
chendeckendes Netz von Beschwerde-
stellen aufzubauen, denn vielfach wis-
sen von Diskriminierung Betroffene gar
nicht, wohin oder an wen sie sich mit
ihrem Anliegen wenden sollen. Es müs-
sen also Ansprechpartner und „Kümme-
rer“ benannt werden.

• Insgesamt sollte das Thema Migranten-
Wohnen stärker positiv besetzt werden.
Dazu gehört auch, dass zur Unter-
stützung entsprechender Projekte eine
Beratung und auch eine finanzielle
Förderung gewährt werden müssten.

• Zu hören war die Forderung, dass klare
Kriterien für die Vergabe von Wohnraum
formuliert werden müssten. An diesen
soll ablesbar sein, dass der Status als
Migrant eben kein Kriterium bei der
Wohnraumvergabe darstellt und die eth-
nische Zugehörigkeit eben keine Rolle
spielt. Dies sollten die Akteure der
Wohnungswirtschaft sehr deutlich
machen. Denn der Begriff „sozial sensi-
ble Belegung“ ist interpretationsfähig

Abschlussdiskussion

In der Abschlussdiskussion wurde erörtert, wie mit Blick auf
die sich zukünftig ändernden gesellschaftlichen Bedingungen
– „weniger, bunter, älter, ärmer“ – auf dem Wohnungsmarkt
verfahren werden kann. Was muss vor diesem Hintergrund an
Vorsorge getroffen werden? Wie müssen sich die Akteure auf-
stellen, um mit der Thematik vernünftig umgehen zu können? 

Moderation: Tülin Kabis-Staubach und Prof. Dr. Reiner Staubach
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und kann auch missbräuchlich verwen-
det werden. Der Ruf geht also nach einer
Operationalisierung dieser Art von Bele-
gung. Hierzu wurde jedoch angemerkt,
dass eine weitere Verregelung von eigent-
lich gutmeinenden Menschen oder Insti-
tutionen nicht unbedingt hilfreich ist und
auch kontra-produktiv wirken könnte.

• Die Weiterentwicklung ihrer Unterneh-
mensleitbilder und -philosophien würde
zusätzliche Ansatzpunkte für die institu-
tionelle Wohnungswirtschaft bieten, sich
in einer ethnisch-kulturell heterogenen
und von Vielfalt geprägten Gesellschaft
zukünftig deutlich zu positionieren. 

• Frau Sophie Graebsch-Wagener weist
ergänzend auf die Notwendigkeit hin,
sich über Quartiersmanagement, klein-
räumliche Sozialberichterstattung und
politische Beteiligung unterschiedlicher
Migrantengruppen, der Problematik wei-
ter anzunähern. „Wir müssen aber auch
Konflikte aushalten und aushandeln“.
Gerade beim Konfliktmanagement, d.h.
einer stärkeren Begleitung und Unter-
stützung von interkulturellen Aushand-
lungsprozessen bis hin zur Ent-Ethnisie-
rung von Konflikten, wird insgesamt ein
zukünftig vermehrter Bedarf gesehen.
Gleiches gilt für die siedlungsnahe So-
ziale Arbeit. Es wird als notwendig
erachtet, dass diese bei den Wohnungs-
gesellschaften vermehrt Beachtung fin-
det. Zwar meinen einige, dass dies nicht
zum Kerngeschäft der Wohnungs-
unternehmen gehört, es gibt aber inzwi-
schen eine ganze Reihe von Gesell-
schaften, – darunter auch die Glückauf
aus Lünen oder Gundlach in Hannover –
die längst selbstverständlich Soziale
Arbeit betreiben, sei es in eigener Regie
oder über Kooperationsverträge z.B. mit
freien oder karitativen Trägern.

• Für die Zukunft ist davon auszugehen,
dass die Möglichkeiten der Woh-
nungsvergabe über Belegungsrechte
noch weiter erodieren. Die Steuerungs-
möglichkeiten in dieser Richtung wer-
den also noch geringer werden. Prof.
Peter Hansen verweist in diesem Zusam-
menhang insbesondere auf die Mög-
lichkeit der „mittelbaren Belegung”, also
den Belegungstausch. 

• In Bezug auf Steuerungsmöglichkeiten
wird auch sehr stark für die Nutzung frei-
williger Vereinbarungen und Koopera-
tionsverträge plädiert, also auf die Be-
reitschaft der relevanten Akteure zu set-
zen, sich in einen Lernprozess hineinzu-
begeben. Von mehreren Seiten wird dar-
auf gedrängt, noch stärker die Überzeu-
gungskraft guter Beispiele, die sich z.B.
in verschiedenen Good Practice-Samm-
lungen finden, zu nutzen. Das anstehen-
de Antidiskriminierungsgesetz sollte hier
nur einen zusätzlichen – aber vielleicht
im Endeffekt den Ausschlag gebenden –
Ansporn im positiven Sinne liefern.

Jochen Köhnke 
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Was wird von der Expertenrunde
mit Blick auf die Zukunft als beson-
ders wichtig erachtet?

Herr Isa Karatas hält politische Lösungen
für erforderlich, die bereits in die Bau-
leitplanung einfließen könnten und bereits
im Neubaubereich die Integration der
Migranten sicherstellen würden. 

Bei Missständen immer wieder Öffentlich-
keit herzustellen und auf Ungerechtigkeiten
hinzuweisen, erachtet Dr. Andreas Kapp-
han als notwendig. Er sieht das Antidiskri-
minierungsgesetz und die damit verbunde-
ne Dokumentationspflicht als weiteren
Baustein, über den Öffentlichkeit geschaf-
fen werden kann und der einer Sen-
sibilisierung für das Thema dient. 

Herr Jochen Köhnke findet, dass der beglei-
tende Prozess für Einwandernder eine feste
Qualität und Form bekommen muss, und
zwar als Angebot auf einer freiwilligen
Ebene, nicht als verpflichtende Maßnahme.
Er sieht darin so etwas wie eine Lotsen-
arbeit, für die eine Art Hilfeplan – eine
methodische Anleihe in der Jugendarbeit –
nötig wäre, um letztlich auch die Integra-
tion in den Stadtteil zu organisieren. Zum
Thema Kooperationen äußert Köhnke, dass

diese in den Spitzen, also den Geschäfts-
führungs- und Leitungsebenen organisiert
werden müssen. Von dort muss denen, die
letztendlich die Arbeit leisten, der Rücken
freigehalten werden. Die Kooperation muss
also nachrangig in den Praktikerebenen
stattfinden. Zudem muss Kooperation
öffentlich sein.

Frau Sophie Graebsch-Wagener möchte
dringend darüber reden, was eigentlich
Integration bedeutet. Sie sieht viele offene
Fragen. Welche Integrationshilfen und
–mechanismen gibt es? Wie können unter-
schiedliche Strukturen und Kulturen inte-
griert werden? Wie entwickelt sich dafür
ein Zukunftsmodell? 

Herr Helmut Lierhaus plädiert dafür,
zukünftige Entwicklungen auf dem
Wohnungsmarkt präzise zu beobachten.
Sonst könnte es passieren, dass die
Ansprüche an die Antidiskriminierungs-
arbeit mit dem tatsächlichen Marktgesche-
hen nicht mehr übereinstimmen. Neue
große Wohnungsanbieter, die anglo-ameri-
kanischen Private-Equity-Fonds, würden
sich nur eine bestimmte, solvente Kunden-
schicht herausgreifen und nach künftigem
Wohnungskaufinteresse selektieren. Aber
sie würden dabei aufgrund der strengeren
Gesetzgebung an den Unternehmenssitzen
möglicherweise absolut diskriminierungs-
frei in Bezug auf die ethnische Herkunft
handeln. Damit befinden sie sich eindeutig
im Marktvorteil gegenüber jenen Gesell-
schaften, die den „Rest“ verwalten und sich
auch deshalb mit „Akzeptanzproblemen“
befassen müssen. 

Die Gruppe der Aussiedler stärker mit in
die Diskussion um Migranten einzubezie-
hen, hält Prof. Peter Hansen für erforder-
lich. Die Unternehmen haben häufig
größere Schwierigkeiten mit den abgren-
zungsaktiveren Aussiedlerfamilien als z.B.
mit Türken. Man könnte ausprobieren,

Abschlussdiskussion

.
¸

Isa Karatas
.

¸
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homogen mit Aussiedlern belegte Einzel-
häuser innerhalb eines lebendigen Stadt-
teils zu organisieren und den Bewohnern
eine gewisse Selbstverwaltung ermögli-
chen. So könnte man lernen, welche ande-
ren Wohnregeln in solchen Häusern eigent-
lich von den Nutzern gewünscht sind. Die
Wohnungswirtschaft probiert im Vergleich
zu anderen Branchen zu wenig aus, findet
Hansen. Es sollte mehr Experimente geben
und darüber kommuniziert werden. 

Dr. Spyros Marinos beklagt eine institutio-
nelle Diskriminierung. Es gibt zu wenig
Menschen mit Migrationshintergrund in
den obersten Etagen der Verwaltung oder
der Institutionen. Zudem muss nach seiner
Meinung des Problemfeld „Wohnen“ in
einen übergeordneten Kontext gestellt wer-
den, der die gesamte soziale politische
Entwicklung in Deutschland, einschließlich
der Diskussion um die Globalisierung und
insbesondere die Globalisierungsverlierer,
berücksichtigt.

Herr Ulrich Kraus findet, dass der zu Be-
ginn des Workshops angesprochene
Grundsatz der „Freizügigkeit“ bei der Wahl
des Wohnstandortes auch ein Ziel der
Stadtentwicklungspolitik sowie der Anti-
diskriminierungspolitik im Besonderen sein
muss, um den Migranten die Möglichkeit
zu bieten, in andere Stadtteile und andere
Marktsegmente vorzudringen. Die Stadt-
verwaltungen werden dabei seiner Ansicht
nach eine entscheidende Rolle spielen und
müssen Prinzipien formulieren, wie Mi-
granten oder andere benachteiligte Grup-
pen auf dem Wohnungsmarkt Zugänge
erlangen können. Neue Ansätze lassen sich
hier nicht einfach von oben verordnen,
sondern sie sind vor allem auf kommunika-
tivem Wege auszuloten und zu erschließen.
Im Rahmen einer Querschnittsaufgabe
muss dies von allen relevanten Dezernaten
und Ämtern aktiv vorangetrieben werden. 

Zudem muss eine Stadt darauf achten, sich
nicht nur um ihre „Soziale Stadt“-Stadtteile
zu kümmern, sondern Entwicklungsziele
für die Gesamtstadt zu entwickeln und zu
präsentieren. Als strategische Instrumente
hierfür eignen sich z.B. Stadtentwick-
lungskonzepte oder auch ein „Masterplan
Wohnen“. Gerade im Kontext der Program-
me Soziale Stadt oder Stadtumbau-Ost
bzw. -West sollten nicht nur Konzepte für
einzelne Stadtteile vorgelegt werden. Auch
ein Konzept für die sozialräumliche
Entwicklung der Gesamtstadt bzw. der
Region sollte Fördervoraussetzung sein.
Nur so ist auf lange Sicht eine Verteilung
von Integrationslasten im gesamten Stadt-
gebiet bzw. in der Region zu bewerkstelli-
gen.

Demonstration gegen rechte Aufmärsche in Dortmund-
Hörde am 19. Juni 2004
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Liste der Teilnehmerinnen und Teilnehmer

Mustafa Aydın ist Vorsitzender des Türkisch-Islamischen Kulturvereins in Dortmund-Hörde und
Vorsitzender des Koordinationsrates der türkischen Vereine in NRW. Sein Verein plant 
ein modellhaftes Wohnprojekt mit Gemeindezentrum und Moschee.

Bruno Heinz Brödner arbeitet als Raumplaner im Antidiskriminierungsprojekt des Planerladen e.V.

Sophie Graebsch-Wagener ist Sozialdezernentin der Stadt Bochum und u.a. zuständig für die
Flüchtlingsunterbringung in der Stadt.

Dr. Walid Hafezi arbeitet bei der Hauptstelle der RAA Nordrhein-Westfalen in Essen, einer regionalen
Arbeitsstelle zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien. 
Er war bis Ende 2004 als Sozialplaner in der Kommunalverwaltung Bonn tätig.

Heike Hanhörster ist Raumplanerin mit dem Arbeitsschwerpunkt Migration. Neben der Forschung ist
sie im Bereich der Konfliktvermittlung und Mediation für Wohnungsunternehmen tätig.

Prof. Dr. Peter Hansen ist Wohnungsunternehmer und Geschäftsführer des mittelständischen
Wohnungs- und Bauunternehmens Gundlach in Hannover, das u.a. das Habitat-Projekt
Hannover-Kronsberg realisiert hat.

Werner Hüßler ist Eigentümer und Vermieter von rund 100 Wohneinheiten in der Dortmunder
Nordstadt. 

Heinz-Peter Junker ist Prokurist der Ruhr-Lippe Wohnungsgesellschaft in Dortmund.

Tülin Kabis-Staubach ist Vorstandsmitglied im Planerladen e.V. und leitet das Antidiskriminierungs-
projekt. Als Architektin im Büro für Architektur und Stadtentwicklung (BASTA) führte sie u.a.
Modernisierungsprojekte durch und begleitete die Privatisierung von Siedlungen mit
Beteiligung von Bewohnerinnen und Bewohnern.

Dr. Andreas Kapphan arbeitet beim Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration in Berlin und hat davor an der Hochschule über Zuwanderung
und sozial-räumliche Entwicklungen geforscht.

Erkan Kara ist Mitglied des Ausländerbeirats der Stadt Dortmund.

Isa Karatas ist freier Architekt in Dortmund. Er plant für den Türkisch-Islamischen Kulturverein ein
Wohnprojekt mit Gemeindezentrum und Moschee in Dortmund-Hörde, und leistet dafür
seit drei Jahren politische Überzeugungsarbeit.

Falk Kivelip ist Geschäftsführer des Landesverbandes freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen
NRW e.V.

Melanie Kloth arbeitet im Projekt „Zuwanderer in der Stadt“ beim InWIS - Institut für Wohnungswesen,
Immobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung GmbH an der Ruhr-Universität
Bochum.

Jochen Köhnke ist Dezernent für Aussiedler-, Flüchtlings- und Asylbewerberangelegenheiten bei der
Stadt Münster.

Ümit Kosan ist Mitglied des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, Kreisgruppe Dortmund.

.
¸

¸
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Ulrich Kraus ist bei der Wohnungsbauförderungsanstalt NRW im Bereich der Wohnungsmarkt-
beobachtung tätig.

Prof. Dr. Michael Krummacher lehrt Politikwissenschaft an der Ev. Fachhochschule Rheinland-
Westfalen-Lippe in Bochum. Schwerpunkte seiner Forschungen sind der Wissenschafts-
Praxistransfer sowie Beratungen und Publikationen zur kommunalen Migrations- und
Integrationspolitik.

Helmut Lierhaus ist für den Mieterverein Dortmund und Umgebung e.V. tätig. Dieser ist ein
Kompetenzpartner in der Diskussion um Diskriminierung am Wohnungsmarkt.

Dr. Spyros Marinos ist Vorsitzender des Ausländerbeirates der Stadt Münster.

Dr. Arno Mersmann ist freier Wissenschaftler und arbeitet zum Thema genossenschaftliches Wohnen,
u.a. für das Klaus Novy Institut in Köln.

Christiane Neuhaus arbeitet bei der Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH in
Lünen-Brambauer, einem Unternehmen der THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten. 

Dr. Bettina Reimann arbeitet am Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) in Berlin u.a. im Projekt
„Zuwanderer in der Stadt“.

Volker Ruiters ist Bereichsleiter bei der DoGeWo - Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft
mbH, die 16.000 Wohneinheiten in Dortmund vermietet. 

Dr. Matthias Sauter arbeitet an der Fakultät Raumplanung der Universität Dortmund in der
„Arbeitsgruppe Bestandsverbesserung“, u.a. im Bereich Evaluation und Monitoring von 
integrierter Stadtteilentwicklung.

Jürgen Schmidt leitet den Bereich Wohnungsvermittlung beim Amt für Wohnungswesen der Stadt
Dortmund.

Marianne Schobert ist Geschäftsführerin des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, Kreisgruppe
Dortmund.

Roswitha Sinz leitet beim Verband der Wohnungswirtschaft Rheinland Westfalen e.V. die Abteilung
„Interessenvertretung“, u.a. mit dem Referat Wohnungspolitik und Stadtentwicklung.

Prof. Dr. Reiner Staubach hat das Lehrgebiet Planungsbezogene Soziologie, Planungstheorie und
–methodik am Fachbereich Landschaftsarchitektur und Umweltplanung an der
Fachhochschule Lippe und Höxter inne. Er ist Vorstandsmitglied im Planerladen e.V. und
eingebunden in das Antidiskriminierungsprojekt und das Quartiersmanagement im Stadtteil
Dortmund Nordstadt.

Wilhelm Steitz ist seit 2005 Rechtsdezernent und Integrationsbeauftragter der Stadt Dortmund.

Cenap Yıldırım ist Immobilien- und Finanzberater bei der HAK-Immobilien GmbH in Dortmund.
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Workshop-Programm 

ab 9:30 
Ankunft der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer

10:00 Begrüßung
Tülin Kabis-Staubach, Planerladen e.V

10:15 Einführungs-Statement: 
Migranten auf dem Wohnungsmarkt.
Bedeutung der Thematik aus Sicht des
VdW

Roswitha Sinz, VdW Rheinland
Westfalen e.V., Düsseldorf

10:25 Impulsreferat 1: 
Migranten als Kunden – Zusammenfassung
der Ergebnisse einer schriftlichen
Befragung von Wohnungsunternehmen in
NRW

Prof. Dr. Reiner Staubach, Planerladen
e.V., Dortmund

11:00 Pause

11:15 Impulsreferat 2: 
Empfehlungen zur stadträumlichen
Integrationspolitik 
Dr. Bettina Reimann, Deutsches Institut
für Urbanistik (Difu), Berlin

11:45 Impulsreferat 3: 
Integrationspolitik und Wohnen 
Dr. Andreas Kapphan, Referent der Bun-
desbeauftragten für Migration, Flüchtlinge
und Integration, Berlin 

12:15 Mittagessen

13:30 Session 1: 
Leitbilder und Strategien zu sozial-räumli-
chen Steuerungsansprüchen von Wohnungs-
wirtschaft und Kommunen.
Moderation: Heike Hanhörster

15:30 Pause

15:45 Session 2: 
Belegungsmanagement im Spannungsfeld
zwischen diskriminierender Auslese und
legitimen sozialen Stabilisierungszielen
Moderation: Dr. Matthias Sauter

17:45 Pause

18:00 
Abschlussdiskussion und Zusammenfassung
der Workshop-Ergebnisse 
Moderation: Prof. Dr. Reiner Staubach,

Tülin Kabis-Staubach

18:45 Abendessen

Experten-Workshop

Migranten auf dem Wohnungsmarkt.
Sind Belegungsstrategien mit dem Grundsatz der Freizügigkeit 
zu vereinbaren?

Termin: Freitag, 16. September 2005 
Ort: Dietrich-Keuning-Haus, Dortmund
Ausrichter: Planerladen e.V., Dortmund



Anzeigenkampagne des Planerladen e.V. 
in Dortmunder Tageszeitungen 2003 und 2004



Für viele Migranten bleiben – nicht festgemacht am sozialen Status sondern allein am Status

Migrant oder Ausländer – bestimmte Wohnungsteilmärkte verschlossen. Nach welchen Kriterien

bietet die Wohnungswirtschaft Migranten Wohnraum in ihren Beständen an? Schränkt sie den

Zuzug in bestimmte Häuser oder Siedlungen für Migranten ein? Wie kann unterschieden werden

zwischen legitimen sozialen Stabilisierungszielen – Stichwort „sozial sensible Mischung der

Mieter“ – und einer diskriminierenden Auslese? 

Die mit schöner Regelmäßigkeit aufkommenden Rufe zur Gegensteuerung bei sich verfestigender

ethnischer Segregation stehen in deutlichem Kontrast zu der Tatsache, dass der Politik zunehmend

die Steuerungsinstrumente auf dem Wohnungsmarkt abhanden kommen. Welche Steuerungs-

möglichkeiten verbleiben dennoch und wie kann kreativer mit diesen umgegangen werden?

Schließlich: Wo zeichnen sich hier neue Wege und Kooperationsansätze ab?

Expertinnen und Experten, darunter einige selbst mit Migrationshintergrund, aus den Bereichen

Wohnungswirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung sowie Migrantenselbstorganisation und Migranten-

lobby diskutierten im September 2005 die Frage, ob die auf dem Wohnungsmarkt praktizierten

Belegungsstrategien für Migranten mit dem Grundsatz der Freizügigkeit zu vereinbaren sind.

Der Workshop griff inhaltlich den Diskussionsfaden einer Veranstaltung aus dem Jahr 2003 auf, bei

dem bereits das Thema „Migranten auf dem Wohnungsmarkt“ erörtert wurde. 

Planerladen e.V.
Verein zur Förderung demokratischer Stadtplanung 
und stadtteilbezogener Gemeinwesenarbeit

www.planerladen.de
www.antidisk.de


